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I. Leitfaden Berlin 

 

Zur Qualifizierung der Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen in Natur und 

Landschaft im Land Berlin dient der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 

Umwelt der zuletzt im Jahre 2012 fortgeschriebene und im Mai 2013 aktualisierte 

Leitfaden „Verfahren zur Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im Land Ber-

lin“. Er stellt unter Nr. 2 (S. 9 ff.) die Rechtsgrundlagen der Eingriffsregelung dar, 

in Nr. 3 (S. 15 ff.) das „Ausführliche Verfahren“ für eine sachgerechte Anwendung 

der Eingriffsregelung, in Nr. 4 (S. 84 ff.) das Verfahren zur Ermittlung von Kos-

tenäquivalenten.  

Mit dem „Ausführlichen Verfahren“ werden die wesentlichen Arbeits- und Ent-

scheidungsschritte der Eingriffsregelung qualifiziert. Mit Anwendung dieses Ver-

fahrens können (Nr. 3.1, S. 15) 

 die mit einem Eingriff in Natur und Landschaft verbundenen, erheb-
lichen Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushal-
tes und des Landschaftsbildes bewertet,  

 Möglichkeiten der Vermeidung ermittelt,  

 Möglichkeiten der Kompensation von erheblichen Beeinträchtigun-
gen durch Ausgleichs- und/oder Ersatzmaßnahmen bewertet,  

 in einer Bilanz festgestellt werden, ob die möglichen Beeinträchti-
gungen durch die Ausgleichs- und/oder Ersatzmaßnahmen ausge-
glichen sind und  

 ggf. notwendige Ersatzzahlungen berechnet werden.  

Der Leitfaden benennt 19 Wertträger, mit denen die Leistungs- und Funktionsfä-

higkeit des Naturhaushalts sowie das Landschaftsbild und die Erholungsfunktion 

abgebildet werden. Durch diese Wertträger wird festgelegt, welche Bewertungs-

kriterien regelmäßig als Grundlage für die Ermittlung des Eingriffs- und Aus-

gleichsumfangs heranzuziehen sind. Innerhalb des Bewertungsverfahrens be-

steht in der konkreten Bewertung und Bilanzierung ein planerischer Ermessens-

spielraum, der sich  

 in der Wahl der zugrunde zu legenden Wertträger,  
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 der konkreten Einstufung von Flächen in die ordinalen Wertstufen 
sowie  

 in der Überprüfung der Angemessenheit des Biotopwertes wider-
spiegelt.  

Die 19 Wertträger werden unter Nr. 3.5 (S. 21 ff.) beschrieben. Sie beruhen weit-

gehend auf aggregierten Indikatoren. Die Kriterien sind weitgehend unabhängig 

voneinander, um ein und denselben Sachverhalt nicht mehrfach zu bewerten. 

Dies schließt nicht aus, dass durch einen Wirkfaktor (z.B. Bodenversiegelung) 

mehrere Kriterien zugleich beeinflusst werden. Es werden daher immer grund-

sätzlich verschiedene Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und des Land-

schaftsbildes bewertet. Folgende Wertträger werden benannt:  

Abiotische Komponenten des Naturhaushalts 

 Schutzgut Boden:  

 Natürliche Funktionen des Bodens und Archivfunktionen für die Na-

turgeschichte 

 Schutzgut Wasser:  

 Abflussbildung und Wasserhaushalt 

 Gewässerstrukturgüte 

 Gewässerbelastung durch anthropogen induzierten Oberflächen-
abfluss 

 Schutzgut Klima:  

 Vorhandensein von Kaltluftleitbahnen und Kaltluftabflüssen für den 
Luftaustausch 

 Stadtklimatische Funktion  
 

Biotische Komponenten des Naturhaushalts 

 Hemerobie 

 Vorkommen gefährdeter Arten (Pflanzen und Tiere) 

 Seltenheit bzw. Gefährdung des Biotoptyps 
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 Vielfalt an Tieren und Pflanzen 

 Dauer der Wiederherstellung der Lebensgemeinschaft des Bio-
toptyps 

 Risiko/Ungewissheit der Wiederherstellbarkeit der abiotischen 
Standortbedingungen 

 Schutzgut Landschaftsbild/Erholung 

 Erkennbarkeit des Stadt- und/oder Naturraumes 

 Anteil landschaftstypischer und/oder gestalterisch wertvoller Ele-
mente sowie Nutzungs- und Strukturvielfalt 

 Visuelle Ungestörtheit 

 Freiflächenversorgung 

 Innere und äußere Erschließungs-/Verbindungsfunktion 

 Freiheit von akustischen und/oder geruchlichen Beeinträchtigun-
gen. 

Nach dem Arbeitsschritt „Ermittlung des Wertverlustes durch unvermeidbare Be-

einträchtigungen“ folgt der Arbeitsschritt „Planung und Bilanzierung von Aus-

gleich und/oder Ersatz“, nämlich Bilanzierung des Wertverlustes mit der durch 

Ausgleich und/oder Ersatz erzielten Aufwertung auf Basis der Wertträger (S. 8, 

59). Der Summe der Wertpunkte nach Durchführung des Eingriffs (mit Vermei-

dungs- und Minderungsmaßnahmen, aber ohne Ausgleichs- und/oder Ersatz-

maßnahmen) sind die Wertpunkte für Ausgleichs- und/oder Ersatzmaßnahmen 

gegenüberzustellen, daraus ergibt sich die Wertdifferenz nach Durchführung der 

Ausgleichs- und/oder Ersatzmaßnahmen. S. 59 nennt als letzten Arbeitsschritt:  

„Verrechnen der Wertdifferenzen für die abiotischen und bioti-
schen Komponenten des Naturhaushaltes sowie Landschaftsbild 
und Erholung (bei Wertdifferenz Null oder positivem Wert ist der 
Eingriff ausgeglichen).“  
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II. Beschluss des Verwaltungsgerichts Berlin vom 24.09.2015 

1. Gegenstand der Entscheidung 

 Gegenstand des Beschlusses des VG Berlin vom 24.09.2015 (24 L 63.15 – 

juris) war die Durchführung von Baumfällarbeiten und von Arbeiten zur Ve-

getationsbeseitigung im Bereich des Grünzuges Wannseebahngraben. Für 

diesen Eingriff in Natur und Landschaft im Sinne von § 14 Abs. 1 BNatSchG 

war auf der Grundlage des im Leitfaden Berlin beschriebenen „Ausführli-

chen Verfahrens“ ein Eingriffsgutachten erstellt worden. Es kam zu dem Er-

gebnis, dass die negative Gesamtdifferenz bei den abiotischen und bei den 

biotischen Komponenten überkompensiert ist durch die positive Eingriffsbi-

lanz bezüglich Landschaftsbild/Erholung, die Gesamtbilanz ergab einen 

Kompensationsüberschuss.  

2. Auffassung des VG Berlin 

 Das VG Berlin hielt die Eingriffsbilanzierung für fehlerhaft, der Eingriff sei 

nicht kompensiert. Die Behörde und der Gutachter hätten verkannt, dass 

zur vollständigen Kompensation geeignete Ersatzmaßnahmen funktionell 

gleichwertig sein müssen. Zwar biete der Wortlaut des § 15 Abs. 2 Satz 3 

BNatSchG, wonach für eine Ersatzmaßnahme eine gleichwertige Wieder-

herstellung ausreichend ist, gewisse Spielräume für eine gesamtbilanzie-

rende Betrachtungsweise. Diese lasse das Bundesverwaltungsgericht im 

Hinblick auf den räumlichen Bezug der Ersatzmaßnahmen auch ausdrück-

lich zu. Der Wortlaut von § 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG, wonach Ziel der 

Ersatzmaßnahme eine gleichwertige Wiederherstellung gerade der konkret 

„beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts“ ist, lege nahe, dass sich 

die Frage der Ersetzbarkeit auch und gerade auf die jeweilige Funktion des 

Naturhaushalts bezieht, die durch den Eingriff negativ betroffen ist.  

 Wenn ein gleichartiger Ausgleich nicht möglich ist, müsse grundsätzlich ver-

sucht werden, den durch die Beeinträchtigungen betroffenen Funktionen 

durch einen gleichwertigen Ersatz möglichst nahe zu kommen. Die Maß-
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nahmen seien nicht beliebig wählbar. Sie müssten die Leistungs- und Funk-

tionsfähigkeit des Naturhaushalts so ähnlich wie möglich und insgesamt 

gleichwertig wiederherstellen. Die Ersatzmaßnahmen seien der Ausgleichs-

maßnahme bei funktionsbezogener Betrachtungsweise dann möglichst 

ähnlich, wenn sie ihrer Art nach geeignet sind, eine anderweitige Kompen-

sation der Eingriffsfolgen herbeizuführen. Wie bei Ausgleichsmaßnahmen 

bestehe auch bei Ersatzmaßnahmen eine funktionale Beziehung zum Ein-

griff. Die Kompensation könne zwar darauf hinauslaufen, dass die Ersatz-

maßnahmen die Gesamtbilanz des Naturhaushalts aufbessern. Erhebliche 

Beeinträchtigungen an Arten und Habitattypen müssten allerdings in gleich-

wertiger Weise funktionsbezogen kompensiert werden.  

 Das im Land Berlin angewandte „Ausführliche Verfahren“ zur Bewertung 

und Bilanzierung von Eingriffen begegne keinen grundsätzlichen Beden-

ken. Eine Gesamtbilanzierung der Betrachtung, wie sie im Land Berlin zur 

Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen vorgenommen wird, dürfe zwar 

bei „Ersetzungsmaßnahmen“ lockerer als Ausgleichsmaßnahmen verschie-

dene Kompensationsmaßnahmen wählen und mit Eingriffen bilanzieren, 

solange eine funktionelle Gleichwertigkeit gegeben ist. Das Bundesnatur-

schutzgesetz nenne in „§ 1 Abs. 1 die dauerhafte Sicherung der biologi-

schen Vielfalt, die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 

einschließlich der Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfähig-

keit der Naturgüter sowie der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Er-

holungswert von Natur und Landschaft als gleichberechtigte Funktionen 

des Naturschutzes und der Landschaftspflege“ (a.a.O., Rn. 18). Daher sei 

es grundsätzlich nicht zu beanstanden, wenn im Rahmen des „Ausführli-

chen Verfahrens“ die Abiotischen Komponenten und die Biotischen Kom-

ponenten des Naturhaushalts sowie das Landschaftsbild und die Erholung 

vor und nach dem Eingriff bewertet und Wertdifferenzen in den jeweiligen 

Komponenten verrechnet werden. Eine Verrechnung von Wertdifferenzen 

zwischen abiotischen/biotischen Komponenten mit den Wertdifferenzen 

des Landschaftsbilds und der Erholung sei jedoch nur möglich, wenn dabei 

eine funktionelle Gleichwertigkeit gewährleistet bleibt. Die Ersatzmaßnah-

men müssten im Vergleich zu dem geplanten Eingriff noch in einem solchen 
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funktionellen Zusammenhang stehen, dass die betroffenen Funktionen des 

konkreten Naturhaushalts am Ort des Eingriffs in gleichwertiger Weise er-

setzt werden. Dies bedeute, dass die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 

Naturhaushalts soweit wie möglich erhalten bleiben muss. Die „Ersetzungs-

maßnahmen“ dürften „nicht beliebig andere naturschutzrechtliche und land-

schaftspflegerische Funktionen erfüllen“ (a.a.O. Rn. 19). Hierfür streite der 

Wortlaut des § 15 Abs. 2 BNatSchG, weil es auf die konkret beeinträchtigten 

Funktionen des Naturhaushalts ankomme. Dass das Landschaftsbild davon 

gesondert zu betrachten ist, ergebe sich ebenfalls aus dem Gesetzeswort-

laut. Werde sowohl in die Natur als auch in die Landschaft eingegriffen, 

müssten beide Facetten durch Ersatzmaßnahmen kompensiert werden. 

Eingriffe in den Naturhaushalt könnten deshalb nicht ohne Weiteres durch 

Verbesserung des Landschaftsbildes und der Erholung kompensiert wer-

den. Auch die Systematik des § 15 BNatSchG streite dafür, dass in dem 

abgestuften System (Vermeidbarkeit, Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen, 

Abwägung) Ersatzmaßnahmen nicht schon in einer funktionsübergreifen-

den Gesamtbilanzierung aller Belange von Natur und Landschaft miteinan-

der verrechenbar sind. Eine solche funktionsübergreifende Bilanzierung er-

folge vielmehr erst im Rahmen einer Abwägung aller Anforderungen an Na-

tur und Landschaft mit anderen Belangen nach § 15 Abs. 5 BNatSchG unter 

Beteiligung der anerkannten Naturschutzverbände. Würde diese Abwägung 

im Rahmen einer funktionsübergreifenden Bilanzierung vorweggenommen, 

würde das Beteiligungsrecht der Naturschutzverbände unterlaufen.  

 Nach dem Eingriffsgutachten verbleibe in den Bereichen „Biotische Kompo-

nenten des Naturhaushalts“ und „Abiotische Komponenten des Naturhaus-

halts“ nach Durchführung aller Kompensationsmaßnahmen ein erhebliches 

Defizit. Diese beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts würden 

durch die erheblichen Verbesserungen im Bereich „Landschaftsbild/Erho-

lung“ nicht gleichwertig ersetzt. Es liege auf der Hand, dass sich die Funk-

tionen der vorhandenen Biotope/Einzelbäume erheblich von den Funktio-

nen des Landschaftsbildes und der Erholung unterscheiden.  
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III. Gutachtensauftrag 

Unter Berücksichtigung des Beschlusses des VG Berlin ist zu prüfen,  

welche Anforderungen § 15 Abs. 2 BNatSchG an den Funktions-
bezug von Ersatzmaßnahmen stellt und ob, ggf. inwieweit, inso-
weit das „Ausführliche Verfahren“ des Berliner Leitfadens der 
Überarbeitung bedarf.  

IV. Eingriffe in Natur und Landschaft 

1. Legaldefinition in § 14 Abs. 1 BNatSchG 

 Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne des BNatSchG sind nach der 

Legaldefinition des § 14 Abs. 1 BNatSchG 

„Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen o-
der Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Ver-
bindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild 
erheblich beeinträchtigen können“.  

 Diese Legaldefinition nennt die beiden verschiedenen Schutzgüter der Ein-

griffsregelung: Den Naturhaushalt und das Landschaftsbild. Die Leistungs-

fähigkeit des Naturhaushalts ist nicht auf das Landschaftsbild bezogen (Gu-

ckelberger, in: Frenz/Müggenborg, BNatSchG, 2. Aufl. 2016, § 14 Rn. 47).  

2. Naturhaushalt 

 Der Naturhaushalt ist in § 7 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG definiert (dazu Berchter, 

Die Eingriffsregelung im Naturschutzrecht, 2007, S. 49 f.) als  

„die Naturgüter Boden, Wasser, Luft, Klima, Tiere und Pflanzen 
sowie das Wirkungsgefüge zwischen ihnen“.  

3. Landschaftsbild 

 Für das Landschaftsbild enthält das Bundesnaturschutzgesetz keine Le-

galdefinition.  
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 Nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG sind Natur und Landschaft so zu schützen, 

dass „die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einschließ-

lich der Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Nutzungsfähigkeit der Na-

turgüter“ auf Dauer gesichert sind. Zur dauerhaften Sicherung der Leis-

tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sind insbesondere die in 

§ 1 Abs. 3 BNatSchG genannten Maßnahmen geboten. Das Landschafts-

bild ist jeweils nicht genannt, es ist deshalb nach der Systematik des 

BNatSchG nicht Teil des Naturhaushalts und somit auch nicht Teil der Leis-

tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts im Sinne des § 14 Abs. 1 

BNatSchG.  

 Nach der Zielbestimmung des § 1 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG sind Natur und 

Landschaft so zu schützen, dass „die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie 

der Erholungswert von Natur und Landschaft“ auf Dauer gesichert sind. 

Dazu sind insbesondere die in § 1 Abs. 4 BNatSchG genannten Ziele zu 

verfolgen. Zur Bestimmung des Landschaftsbildes im Sinne des § 14 Abs. 

1 BNatSchG werden die in § 1 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG genannten Eigen-

schaften Vielfalt, Eigenart und Schönheit herangezogen. Die Rechtspre-

chung definiert das Landschaftsbild primär als Gegenstand der visuellen 

Wahrnehmung (Fischer-Hüftle/Czybulka, in: Schumacher/Fischer-Hüftle, 

BNatSchG, 2. Aufl. 2011, § 14 Rn. 20 ff.; Guckelberger, a.a.O., § 14 

Rn. 47 ff.; Gassner/Heugel, Das neue Naturschutzrecht, 2010, Rn. 272 

m.w.N.).  

4. Erholung 

 Die Erholung ist nicht als eigenes Schutzgut in § 14 Abs. 1 BNatSchG ge-

nannt. Sie wird in § 7 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG definiert als natur- und land-

schaftsverträglich ausgestaltetes Natur- und Freizeiterleben einschließlich 

natur- und landschaftsverträglicher sportliche Betätigung in der freien Land-

schaft, soweit dadurch die sonstigen Ziele des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege nicht beeinträchtigt werden. Der Erholungswert von Natur und 

Landschaft gehört zu den Schutzzielen des § 1 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG. § 1 

Abs. 4 Nr. 2 BNatSchG bestimmt ergänzend, dass insbesondere zum 
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Zweck der Erholung in der freien Landschaft nach ihrer Beschaffenheit und 

Lage geeignete Flächen vor allem im besiedelten und siedlungsnahen Be-

reich zu schützen und zugänglich zu machen sind. Diese Bestimmungen 

machen deutlich, dass die Erholung zu den Zielen des Naturschutzes ge-

hört. Nur das natur- und landschaftsverträglich ausgestaltete Natur- und 

Freizeiterleben, das „die sonstigen Ziele des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege“ nicht beeinträchtigt, ist Erholung im Sinne des § 7 Abs. 1 Nr. 

3 BNatSchG. Die amtliche Begründung geht davon aus, dass Aktivitäten in 

der freien Landschaft nur dann natur- und landschaftsverträglich sind, 

„wenn sie keine Beeinträchtigung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 

Naturhaushalts und des Landschaftsbildes hervorrufen und wenn sie der 

Verwirklichung der Ziele und Grundsätze nicht zuwiderlaufen“ (BT-Drs. 

14/6378, S. 730; Kraft/Heugel, in: Lütkes/Ewer, BNatSchG, 2011, § 7 

Rn. 8). Die natur- und landschaftsverträgliche Erholung, die die sonstigen 

Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege nicht beeinträchtigt, ist 

im Rahmen der Eingriffsdefinition des § 14 Abs. 1 BNatSchG dem Land-

schaftsbild zuzuordnen (BVerwG, NVwZ 2016, 844 Rn. 153; VG Berlin, 

a.a.O., Rn. 18; Gassner/Heugel, a.a.O., Rn. 274, 96, 338; Abschlussbericht 

F+E-Vorhaben „Methodik der Eingriffsregelung im bundesweiten Ver-

gleich“, April 2016, S. 94 f.). 

V. Kompensationsverpflichtung 

Der Verursacher eines Eingriffs hat gemäß § 15 Abs. 2 BNatSchG unvermeid-

bare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatz-

maßnahmen).  

1. Ausgleichsmaßnahmen 

 Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung gemäß § 15 Abs. 2 Satz 2 

BNatSchG,  

„wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Natur-
haushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das 
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Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu 
gestaltet ist.“  

 § 15 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG knüpft an die ständige Rechtsprechung des 

Bundesverwaltungsgerichts zum Ausgleich im Sinne der Eingriffsregelung 

an. Der Ausgleich enthält danach ein räumliches und ein qualitatives Ele-

ment. Ausgleich ist nicht mit Naturalrestitution gleichzusetzen. Der Verursa-

cher soll vielmehr Maßnahmen treffen, die die Beeinträchtigungen „wieder 

gut machen“, er soll die durch den Eingriff gestörten Funktionen des Natur-

haushalts und des Landschaftsbilds wiederherstellen. Ausgleichsmaßnah-

men müssen so beschaffen sein, dass in dem betroffenen Landschaftsraum 

ein Zustand herbeigeführt wird, der den früheren Zustand in der gleichen 

Art und mit der gleichen Wirkung fortführt. Dies schränkt den räumlichen 

Bereich ein, in dem Ausgleichsmaßnahmen in Betracht kommen. Die Aus-

gleichsmaßnahmen müssen sich dort, wo die mit dem Vorhaben verbunde-

nen Beeinträchtigungen auftreten, ausgleichend auswirken. Zwischen 

ihnen und dem Eingriffsort muss ein funktionaler Zusammenhang bestehen 

(BVerwGE 112, 140, 163; 85, 348; NVwZ 1997, 486; BVerwGE 125, 116 

Rn. 532, zuletzt zu § 30 Abs. 3 BNatSchG BVerwG, B. v. 21.01.2016 – 4 

BN 36/15 – juris Rn. 11; zusammenfassend Lütkes, in: Lütkes/Ewer, 

BNatSchG 2011, § 15 Rn. 17 f.; Guckelberger, in: Frenz/Müggenborg, 

a.a.O., § 15 Rn. 41 ff.; Fischer-Hüftle/Schumacher, a.a.O., § 15 Rn. 36 ff.; 

Koch, in: Schlacke, GK-BNatSchG 2012, § 15 Rn. 8 ff.; Meßerschmidt, Bun-

desnaturschutzrecht, Stand Mai 2016, § 15 Rn. 59 ff.; Berchter, a.a.O., 

S. 95 ff.; Gassner/Heugel, a.a.O., Rn. 324 ff.; Louis, NuR 2004, 714, 715 je 

mit umfangreichen Nachweisen).   

 Der Ausgleich eines Eingriffs in das Landschaftsbild erfordert, dass „das 

Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet 

ist“. Bei der landschaftsgerechten Neugestaltung wird das alte Landschafts-

bild nicht wiederhergestellt, die beeinträchtigte Landschaft wird jedoch so 

neu gestaltet, dass der unvoreingenommene Beobachter sie nach der Neu-

gestaltung nicht als Fremdkörper in der jeweiligen Landschaft erkennen 
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kann. Ein Rangverhältnis zwischen der landschaftsgerechten Wiederher-

stellung und der Neugestaltung besteht nicht. Beide Maßnahmen sind 

gleichermaßen für den Ausgleich geeignet (Lütkes, a.a.O., § 15 Rn. 19; Gu-

ckelberger, a.a.O., § 15 Rn. 48 m.w.N.).  

2. Ersatzmaßnahmen 

 Nach der Legaldefinition in § 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG ist eine Beein-

trächtigung ersetzt,  

„wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Natur-
haushalts in dem betroffenen Naturraum in gleichwertiger Weise 
hergestellt sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu 
gestaltet ist.“  

 Im Hinblick auf die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 

ergeben sich zwei wesentliche Unterschiede zu den Ausgleichsmaßnah-

men:  

 Der räumliche Zusammenhang zwischen dem Ort des Eingriffs und der Wir-

kung der Ersatzmaßnahme wird gelockert. Die Wirkung der Ersatzmaß-

nahme muss nicht in der Nähe des Eingriffsorts eintreten, sondern im be-

troffenen Naturraum. Der Gesetzgeber hat sich dabei an der Gliederung des 

Gebiets der Bundesrepublik Deutschland in 69 naturräumliche Haupteinhei-

ten orientiert, die durchschnittliche Größe des Naturraums entspricht der 

Größe von drei bis vier Landkreisen (Guckelberger, a.a.O., § 15 Rn. 52; 

Gassner/Heugel, a.a.O., Rn. 334). § 17 Abs. 1 Satz 2 des Berliner Natur-

schutzgesetzes lockert diesen räumlichen Zusammenhang noch weiter, 

wenn er bestimmt, dass Ersatzmaßnahmen abweichend von § 15 Abs. 2 

Satz 3 BNatSchG auch außerhalb des durch den Eingriff betroffenen Na-

turraums erfolgen können.  

 Der zweite wesentliche Unterschied zu Ausgleichsmaßnahmen besteht da-

rin, dass die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts nicht „in 

gleichartiger Weise“ wiederhergestellt werden müssen, es reicht für die Er-
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satzmaßnahme aus, dass sie „in gleichwertiger Weise hergestellt sind“. Un-

ter welchen Voraussetzungen eine Maßnahme die beeinträchtigten Funkti-

onen des Naturhaushalts in gleichwertiger Weise herstellt, d.h. in welchem 

Umfang ein Bezug der Ersatzmaßnahme zur beeinträchtigten Funktion er-

forderlich ist, wird unter VI. untersucht.  

3. Bedeutung der Abgrenzung Ausgleich-Ersatz 

 § 15 BNatSchG enthält – anders als die frühere Regelung des BNatSchG – 

keinen Vorrang der Ausgleichsmaßnahmen von den Ersatzmaßnahmen. 

Sie stehen gleichrangig nebeneinander und werden mit dem in § 15 Abs. 7 

BNatSchG verwendeten Oberbegriff der „Kompensation“ erfasst (so auch 

§ 2 BayKompV, § 1 Abs. 1 der hessischen Kompensationsverordnung). Die 

Gleichrangigkeit ergibt sich aus § 15 Abs. 2 BNatSchG, nach dem der Ver-

ursacher verpflichtet ist, Beeinträchtigungen auszugleichen oder zu erset-

zen und aus § 15 Abs. 5 BNatSchG, nach dem ein Eingriff nicht zugelassen 

werden darf, der weder durch Ausgleich noch durch Ersatz kompensiert 

werden kann und wenn die Belange des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege bei der Abwägung aller Anforderungen an Natur und Land-

schaft anderen Belangen im Range vorgehen. Auch § 13 Satz 2 BNatSchG 

enthält keine Rangfolge, nicht vermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen 

sind danach „durch Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen, oder, soweit dies 

nicht möglich ist, durch ein Entgelt zu kompensieren“. Ausgleich und Ersatz 

sind danach gleichrangig (BVerwG, B. 19.09.2014 – 7 B 6/14 – NuR 2015, 

38 = NVwZ-RR 2015, 15 = juris m.w.N.; U. 06.11.2012- 9 A 17.11 – 

BVerwGE 145, 40). Die Kompensation durch Ausgleich und Ersatz ist vor-

rangig gegenüber dem Ersatz in Geld. 

 Die zuständige Behörde hat im Einzelfall darüber zu entscheiden, ob Aus-

gleichs- oder Ersatzmaßnahmen sachgerecht sind. Die im Einzelfall oft 

schwierige und früher sehr kontrovers erörterte Abgrenzung zwischen Aus-

gleichs- und Ersatzmaßnahmen hat für die Eingriffsregelung ihre rechtliche 

Bedeutung verloren. Entscheidend ist, ob der Eingriff kompensiert, d.h. aus-

geglichen oder ersetzt ist (§ 15 Abs. 5 BNatSchG). Ob dem Verursacher ein 
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Wahlrecht zwischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zusteht, ist für die 

Frage, welche Anforderungen an den Funktionsbezug einer Ersatzmaß-

nahme zu stellen sind, ohne Bedeutung und kann deshalb hier offenbleiben 

(zum Verhältnis zwischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ausführlich 

Guckelberger, a.a.O., § 15 BNatSchG, Rn. 54 ff.; Lütkes, a.a.O., § 15 Rn. 

29; Gellermann, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht, Stand 01.02.2016, § 

15 BNatSchG Rn. 20; Fischer-Hüftle/Schumacher, a.a.O., § 15 Rn. 59 ff.).   

4. Rechtsfolgen einer fehlerhaften Kompensationsentscheidung 

 Gemäß § 15 Abs. 5 BNatSchG darf ein Eingriff nicht zugelassen oder durch-

geführt werden, wenn die Beeinträchtigungen nicht zu vermeiden oder nicht 

in angemessener Frist auszugleichen oder zu ersetzen sind und die Be-

lange des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der Abwägung aller 

Anforderungen an Natur und Landschaft anderen Belangen im Rang vorge-

hen. Wird ein Eingriff nicht vollständig kompensiert, hat die Behörde abzu-

wägen, ob die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei 

der Abwägung aller Anforderungen an Natur und Landschaft anderen Be-

langen im Rang vorgehen. Ist dies der Fall, darf sie den Eingriff nicht zulas-

sen. Gehen andere Belange im Rahmen der Abwägung vor, kann der Ein-

griff aufgrund einer fehlerfreien Abwägung trotz unvollständiger Kompensa-

tion zugelassen werden. In diesem Fall ist nach § 15 Abs. 6 BNatSchG ein 

Ersatzgeld festzusetzen.  

 Bejaht die Behörde zu Unrecht die Kompensation durch Ausgleichs- oder 

Ersatzmaßnahmen, lässt sie den Eingriff ohne die nach § 15 Abs. 5 

BNatSchG erforderliche Abwägung und ohne die nach § 15 Abs. 6 

BNatSchG notwendige Festsetzung einer Ersatzzahlung zu. Ihre Entschei-

dung verstößt gegen § 15 Abs. 5, 6 BNatSchG und ist aus diesem Grund 

materiell rechtwidrig.  

 Außerdem wird dadurch das Mitwirkungsrecht einer nach § 3 des Umwelt-

Rechtsbehelfsgesetzes anerkannten Naturschutzvereinigung gemäß § 63 

Abs. 2 Nr. 8 BNatSchG i.V.m. § 45 Abs. 1 Nr. 5 Berliner Naturschutzgesetz 

verletzt.  
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VI. Anforderungen an den Funktionsbezug von Ersatzmaßnahmen 

1. Gesetzestext 

a) Naturhaushalt 

 Ersetzt ist eine Beeinträchtigung der Leistungs- und Funktionsfähig-

keit des Naturhaushalts nach § 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG, „wenn 

und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts…in 

gleichwertiger Weise hergestellt sind“.  

 Nach der eindeutigen Formulierung des Gesetzes knüpft die Definition 

der Ersatzmaßnahme ebenso wie die Definition der Ausgleichsmaß-

nahmen in § 15 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG an „die beeinträchtigten 

Funktionen des Naturhaushalts“ an. Diese Funktionen müssen in 

gleichwertiger Weise hergestellt werden. Der Unterschied zur Aus-

gleichsmaßnahme liegt darin, dass diese die beeinträchtigten Funkti-

onen „in gleichartiger Weise“ wiederherstellen muss, während die Er-

satzmaßnahme die beeinträchtigten Funktionen in „gleichwertiger 

Weise“ wiederherstellen muss. Der Unterschied liegt nur in der Art der 

Wiederherstellung, nicht jedoch in der Anknüpfung an die beeinträch-

tigten Funktionen. Auch die Ersatzmaßnahme muss deshalb an den 

beeinträchtigten Funktionen ansetzen. Es trifft deshalb zu, wenn das 

VG Berlin im Beschluss vom 24.09.2015 (24 L 63.15 – juris Rn. 16) 

feststellt, die Ersatzmaßnahmen seien „nicht beliebig wählbar“. Der 

Gesetzeswortlaut fordert zwingend, dass die Ersatzmaßnahmen den 

durch den Eingriff beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts 

dienen. Diese müssen „in gleichwertiger Weise hergestellt“ werden. 

Wann die Funktionen in gleichwertiger Weise hergestellt sind, sagt 

das Gesetz nicht. Die Verknüpfung mit der beeinträchtigten Funktion 

und deren Wiederherstellung ist im Gesetz jedoch zwingend vorgege-

ben und ist deshalb Voraussetzung für die Anerkennung einer Maß-

nahme als Ersatzmaßnahme im Sinne von § 15 Abs. 2 Satz 3 

BNatSchG.  
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 Die notwendige Verknüpfung mit den beeinträchtigten Funktionen des 

Naturhaushalts fehlt für Maßnahmen, die nur Auswirkungen auf das 

Landschaftsbild und die Erholung haben, nicht jedoch auf die Leis-

tungsfähigkeit und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts. Solche 

Maßnahmen sind keine Ersatzmaßnahmen i.S.v. § 15 Abs. 2 Satz 3 

BNatSchG für Eingriffe, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 

Naturhaushalts erheblich beeinträchtigen können. Insoweit ist dem 

Beschluss des VG Berlin (s.o. II. 2.) zuzustimmen, der eine Verrech-

nung der Wertdifferenzen zwischen abiotischen/biotischen Kompo-

nenten einerseits mit den Wertdifferenzen für Landschaftsbild und Er-

holung andererseits ablehnt.  

 Dies schließt die Berücksichtigung multifunktionaler Maßnahmen als 

Ersatzmaßnahmen nicht aus, wenn sie sowohl das Landschaftsbild 

neu gestalten als auch die Beeinträchtigung der Leistungs- und Funk-

tionsfähigkeit des Naturhaushalts kompensieren (so ausdrücklich 

BVerwG, U. 24.03.2011 – 7 A 3/10 – NVwZ 2011, 1124; VGH Mün-

chen, U. 20.11.2012 – 22 A 10.40041 – NuR 2013, 357 = juris Rn. 49). 

b) Landschaftsbild 

 Im Hinblick auf das Landschaftsbild ist eine Beeinträchtigung nach 

§ 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG ersetzt, wenn „das Landschaftsbild 

landschaftsgerecht neu gestaltet ist“. Die Formulierung ist identisch 

mit der zweiten Alternative des Ausgleichs für Eingriffe in das Land-

schaftsbild in § 15 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG. Das Gesetz stellt klar, 

dass ein Eingriff in das Landschaftsbild nur durch eine landschaftsge-

rechte Neugestaltung des Landschaftsbilds ersetzt werden kann, nicht 

durch Maßnahmen zur Verbesserung der Leistungs- und Funktionsfä-

higkeit des Naturhaushalts (Meßerschmidt, a.a.O., § 15 Rn. 80). Dies 

schließt die Berücksichtigung multifunktionaler Maßnahmen nicht aus, 

wenn diese sowohl der landschaftsgerechten Neugestaltung des 

Landschaftsbildes als auch der durch den Eingriff beeinträchtigten 

Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts dienen.  
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2. Kompensationsverordnungen 

a) Bayerische Kompensationsverordnung 

 Die bayerische Kompensationsverordnung (BayKompV) vom 

07.08.2013 bestimmt in § 2 die Grundsätze der Kompensation, die so-

wohl für Ausgleichs- als auch für Ersatzmaßnahmen gelten.  

 Der Bedarf an Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (Kompensations-

bedarf) ergibt sich nach § 7 BayKompV unter Berücksichtigung der zu 

treffenden Vermeidungsmaßnahmen aus einem wertenden Vergleich 

der Natur und Landschaft vor und nach dem Eingriff. Aus dieser Be-

stimmung ergeben sich keine Anhaltspunkte für einen notwendigen 

Funktionsbezug von Ersatzmaßnahmen.  

 § 8 BayKompV regelt in Abs. 1 die Ermittlung des Kompensationsum-

fangs. Nach Abs. 3 Satz 1 sind entsprechend dem ermittelten Kom-

pensationsumfang „gemäß § 15 Abs. 2 Sätze 2 und 3 BNatSchG ge-

eignete Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen festzulegen“. Satz 2 lau-

tet:  

„Ist bei Ersatzmaßnahmen eine funktionale Kompensation nicht 
möglich, können die erheblichen Beeinträchtigungen durch 
gleichwertige andere Funktionen möglichst mit Wechselwirkun-
gen zu den beeinträchtigten Funktionen ersetzt werden.“ 

 Nach § 8 Abs. 3 Satz 4 sind geeignete Ausgleichs- und Ersatzmaß-

nahmen insbesondere die in den Anlagen 4.1 und 4.2 aufgeführten 

Maßnahmen.  

 Anlage 4.1 listet geeignete Kompensationsmaßnahmen für das 

Schutzgut Arten und Lebensräume auf, und zwar für sieben verschie-

dene Lebensraum-, Biotop- bzw. Nutzungstypen. Anlage 4.2 listet ge-

eignete Kompensationsmaßnahmen für die Schutzgüter Boden, Was-

ser, Klima/Luft und das Landschaftsbild auf.  
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 Anlage 4.1 und 4.2 unterscheiden nicht zwischen Ausgleichs- und Er-

satzmaßnahmen. Alle dort genannten Maßnahmen sind geeignete 

Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen zur Kompensation gemäß § 15 

Abs. 2 Satz 2 und 3 BNatSchG im Sinne von § 8 Abs. 3 Satz 1 Bay-

KompV. Diese Maßnahmen stellen die in § 8 Abs. 3 Satz 2 BayKompV 

geforderte „funktionale Kompensation“ der Ersatzmaßnahmen sicher. 

Der bayerische Verordnungsgeber hat dadurch die durch § 15 Abs. 2 

Satz 3 BNatSchG geforderte Verknüpfung mit den beeinträchtigten 

Funktionen hergestellt.  

 Die in Anlagen 4.1 und 4.2 zur BayKompV genannten Maßnahmen 

sind beispielhaft als geeignete Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

bezeichnet. Es handelt sich dabei nicht um einen abschließenden Ka-

talog. Für Maßnahmen, die in diesen Anlagen nicht aufgeführt sind, ist 

§ 8 Abs. 3 Satz 2 BayKompV von Bedeutung, nach dem dann, wenn 

bei Ersatzmaßnahmen eine funktionelle Kompensation nicht möglich 

ist, die erheblichen Beeinträchtigungen „durch gleichwertige andere 

Funktionen möglichst mit Wechselwirkungen zu den beeinträchtigten 

Funktionen ersetzt werden“ können. Der bayerische Verordnungsge-

ber geht somit davon aus, dass Maßnahmen auch dann als Ersatz-

maßnahmen anzuerkennen sind, wenn eine funktionale Kompensa-

tion der beeinträchtigten Funktion nicht möglich ist. Voraussetzung für 

die Anerkennung dieser Maßnahmen als Ersatzmaßnahmen ist, dass 

die erheblichen Beeinträchtigungen „durch gleichwertige andere 

Funktionen möglichst mit Wechselwirkungen zu den beeinträchtigten 

Funktionen“ ersetzt werden. Die Regelung stellt an erster Stelle darauf 

ab, dass die beeinträchtigte Funktion durch Wechselwirkungen mit der 

Ersatzmaßnahme ersetzt wird, dass also die Ersatzmaßnahme posi-

tive Auswirkungen auf die beeinträchtigte Funktion hat. Dies ist jedoch 

nicht unabdingbare Voraussetzung, sondern soll nur „möglichst“ an-

gestrebt werden. Sind solche Wechselwirkungen nicht möglich, kön-

nen die erheblichen Beeinträchtigungen durch gleichwertige andere 

Funktionen, die keine Wechselwirkung mit der beeinträchtigenden 
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Funktion haben, ersetzt werden. Was unter „gleichwertigen“ Funktio-

nen in diesem Sinne zu verstehen ist, ergibt sich aus der BayKompV 

nicht. In der Begründung zu § 8 Abs. 3 der BayKompV wird dazu aus-

geführt: Können bei Ersatzmaßnahmen nicht die beeinträchtigten 

Funktionen wiederhergestellt werden, können die Beeinträchtigungen 

auch durch andere Funktionen, die den beeinträchtigten möglichst 

nahe kommen und die möglichst Wechselbeziehungen zu den beein-

trächtigten Funktionen aufweisen, ersetzt werden.  

 Der BayKompV liegt somit ein dreistufiges Modell für die Ersatzmaß-

nahmen zugrunde:  

 In erster Linie sollen Ersatzmaßnahmen eine funktionelle Kom-

pensation ermöglichen,  

 ist dies nicht möglich, kommen in zweiter Linie als Ersatz 

gleichwertige Funktionen mit Wechselwirkungen zu den beein-

trächtigten Funktionen in Betracht,  

 ist auch dies nicht möglich, kann die erhebliche Beeinträchti-

gung durch andere, gleichwertige Funktionen ohne Wechsel-

wirkung zu den beeinträchtigten Funktionen ersetzt werden.  

b) Kompensationsverordnung des Landes Hessen 

 Die Verordnung über die Durchführung von Kompensationsmaßnah-

men, Ökokonten, deren Handelbarkeit und die Festsetzung von Aus-

gleichsabgaben (Kompensationsverordnung – KV) des Landes Hes-

sen vom 01.09.2005 mit späteren Änderungen bestimmt in § 1 Abs. 1, 

dass „Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (Kompensationsmaßnah-

men)“ so zu gestalten sind, dass sie zur Verwirklichung der Ziele und 

Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie ins-

besondere zur Erfüllung der sich aus der Vogelschutzrichtlinie und der 

FFH-Richtlinie ergebenden Verpflichtungen beitragen und zu einer 

dauerhaften Verbesserung in Bezug auf diese Schutzgüter führen. In 
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dieser allgemeinen Zweckbestimmung liegt keine Verknüpfung mit der 

Beeinträchtigung der Funktion, die durch die Maßnahmen kompen-

siert werden soll. Die Bestimmung enthält nur eine Zielbindung im Hin-

blick auf die Verwirklichung der Ziele und Grundsätze des Naturschut-

zes und der Landschaftspflege, der Vogelschutzrichtlinie sowie der 

FFH-Richtlinie.  

 Der Eingriff und die Kompensationsmaßnahmen sind gemäß § 1 

Abs. 2 KV nach Maßgabe der Anlagen 2 bis 4 sowie des § 2 Abs. 2 a) 

zu bewerten. Anlage 2 regelt die Bewertung von Kompensationsmaß-

nahmen, Anlage 3 die Wertliste nach Nutzungstypen, Anlage 4 den 

Inhalt von Bestandsplan, Ausgleichsplan, Ausgleichsberechnung. Sie 

enthalten keine Kriterien für die Zuordnung einer Maßnahme zur be-

einträchtigten Funktion.  

 § 2 Abs. 2 KV enthält eine beispielhafte Aufzählung von Kompensati-

onsmaßnahmen. Diese sind keinen beeinträchtigten Funktionen zuge-

ordnet und sind deshalb für die nach § 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG 

notwendige Verknüpfung mit den beeinträchtigten Funktionen ohne 

Aussagekraft.  

 Die hessische Kompensationsverordnung enthält keine Konkretisie-

rung der notwendigen Zuordnung der Ersatzmaßnahmen zu den be-

einträchtigten Funktionen. Auch die Arbeitshilfe des Hessischen Mi-

nisteriums für Umwelt, ländlichen Raum und Verbraucherschutz zur 

Kompensationsverordnung vom 01.09.2015 enthält dazu keine Aus-

führungen.  

c) Entwurf der Bundeskompensationsverordnung 

 Der Entwurf des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Re-

aktorsicherheit für eine „Verordnung über die Kompensation von Ein-

griffen in Natur und Landschaft (Bundeskompensationsverordnung – 

BKompV)“ vom 25.04.2013 (BR-Drs. 332/13) enthielt in Abschnitt 3 
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(§§ 7 ff.) Regelungen zu Ausgleich und Ersatz von Beeinträchtigun-

gen. § 7 bestimmte die Anforderungen an den Ausgleich und den Er-

satz „erheblicher Beeinträchtigungen von Biotopen“. Nach § 7 Abs. 1 

des Entwurfs waren erhebliche Beeinträchtigungen von Biotopen 

„ausgeglichen oder ersetzt, wenn im betroffenen Naturraum und inner-

halb einer angemessenen Frist eine Aufwertung des Naturhaushaltes 

oder des Landschaftsbildes erfolgt, deren Biotopwert dem nach § 6 

Absatz 1 ermittelten biotopwertbezogenen Kompensationsbedarf ent-

spricht“. Welche Maßnahmen als Ausgleich und Ersatz zu berücksich-

tigen sind, ist in dieser Bestimmung nicht geregelt. Sie enthält keine 

Aussage über die qualitativen Anforderungen an Ersatzmaßnahmen. 

Erhebliche Beeinträchtigungen besonderer Schwere von Biotopen 

waren nach Maßgabe von § 8 Abs. 2 bis 6 auszugleichen (§ 7 Abs. 2).   

 Nach § 8 Abs. 1 des Entwurfs waren erhebliche Beeinträchtigungen 

von Tieren, Pflanzen, Boden, Wasser, Klima und Luft durch die nach 

§ 7 Abs. 1 Satz 1 erforderliche Aufwertung ausgeglichen oder ersetzt. 

Auch diese Bestimmung regelte nicht, welche Maßnahmen als Aus-

gleich und Ersatz herangezogen werden können.  

 Mindestens erhebliche Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes so-

wie erhebliche Beeinträchtigungen besonderer Schwere sonstiger 

Schutzgüter waren gemäß § 8 Abs. 2 nach Maßgabe von § 8 Abs. 3 

bis 6 auszugleichen oder zu ersetzen. Dazu bestimmte § 8 Abs. 4, 

dass eine Beeinträchtigung ersetzbar ist, wenn die betroffene Funktion 

durch Maßnahmen im selben Naturraum und innerhalb einer ange-

messenen Frist hergestellt werden kann. Für Beeinträchtigungen des 

Landschaftsbildes bestimmte § 8 Abs. 5, dass die Anforderungen an 

Ausgleich und Ersatz auch durch eine landschaftsgerechte Neugestal-

tung erfüllt werden können.  

 Gemäß § 8 Abs. 6 kamen als Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ins-

besondere die in der Anlage 5 Abschnitt A Spalte 3 aufgeführten Maß-
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nahmen in Betracht. Anlage 5 nennt in A Spalte 2 die einzelnen Funk-

tionen und in Spalte 3 Maßnahmen zum Ausgleich und Ersatz für die 

in Spalte 2 genannten Funktionen. Diese Maßnahmen haben jeweils 

einen vergleichsweise engen Funktionsbezug, was nicht verwundert, 

da es sich sowohl um Maßnahmen zum Ausgleich als auch um Maß-

nahmen zum Ersatz handelt. Dieser enge Funktionsbezug ist nicht 

zwingend, da die in Anlage 5 Abschnitt A Spalte 3 genannten Maß-

nahmen nach § 8 Abs. 6 „insbesondere“ als Ausgleichs- und Ersatz-

maßnahmen in Betracht kommen, die Anlage enthält deshalb keine 

abschließende Aufzählung. Sie macht allerdings das Konzept des Ver-

ordnungsentwurfs deutlich, bei erheblichen Beeinträchtigungen be-

sonderer Schwere von Biotopen und sonstiger Schutzgüter sowie des 

Landschaftsbilds einen engen Funktionsbezug zu fordern. Dieser 

Funktionsbezug wurde nicht gefordert für Ersatzmaßnahmen zur 

Kompensation von erheblichen Beeinträchtigungen von Biotopen, Tie-

ren, Pflanzen, Boden, Wasser, Klima und Luft. Diese Beeinträchtigun-

gen sollten durch die biotopwertbezogene Aufwertung nach § 7 Abs. 1 

Satz 1 ausgeglichen oder ersetzt werden, konkrete funktionsspezifi-

sche Maßnahmen wurden dafür nicht gefordert (vgl. die Begründung 

zu §§ 7, 8 des Verordnungsentwurfs, BR-Drs. 332/13, S. 109 f.).  

3. Leitfäden des Bundes 

a) LANA 

 Die Hinweise der LANA zur Eingriffsregelung des Bundesnaturschutz-

gesetzes (Beschluss v. 04./05.03.2010) enthalten keine weiterführen-

den Hinweise zu dem notwendigen Funktionsbezug von Ersatzmaß-

nahmen.  

 Dasselbe gilt für das „Grundsatzpapier zur Eingriffsregelung nach den 

§§ 18 bis 21 BNatSchG“ vom Dezember 2002, in dem auf S. 20 allge-

mein ausgeführt wird, durch Ersatzmaßnahmen seien „die beeinträch-

tigten Funktionen des Naturhaushaltes und das Landschaftsbild mit 
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Blick auf die Leistungs- und Funktionsfähigkeit der Schutzgüter in ih-

rem Zusammenhang vorrangig im betroffenen Natur- und Land-

schaftsraum gleichwertig wiederherzustellen oder hinsichtlich des 

Landschaftsbildes neu zu gestalten“.  

b) RLBP 

 Die Richtlinien für die landschaftspflegerische Begleitplanung im Stra-

ßenbau (RLBP) des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Stadt-

entwicklung, Ausgabe 2011, führen auf S. 37 aus, durch Ersatzmaß-

nahmen „sollten ähnliche Funktionen oder Strukturen wiederherge-

stellt werden, die hinsichtlich ihrer zeitlichen Wiederherstellbarkeit und 

räumlichen Bindung weniger engen Vorgaben unterliegen“. Konkrete 

Aussagen zum Funktionsbezug enthalten die Richtlinien nicht.  

c) F+E-Vorhaben „Methodik der Eingriffsregelung im bundesweiten 

Vergleich“ 

 Im Abschlussbericht vom April 2016 zum Forschungs- und Entwick-

lungsvorhaben „Methodik der Eingriffsregelung im bundesweiten Ver-

gleich“ werden Ersatzmaßnahmen auf S. 180 ff. definiert (Zusammen-

fassung S. 345 ff). Die (funktionsspezifischen) Ersatzmaßnahmen be-

ziehen sich bei den typologischen Schutzgütern/Funktionen Tier- und 

Pflanzenarten, Biotoptypen, Bodentypen/Geotope und den Zielbe-

reich 1 Landschaften auf die Ausprägungen mit einer vergleichbaren 

Bedeutung für die Erhaltung des Typus (z.B. bei Biotoptypen: gleiche 

Biotoptypengruppe mit einer vergleichbaren Bedeutung oder Gefähr-

dungsstufe nach Rote Liste) und vergleichbarer Ausprägung (z.B. Of-

fenlandcharakter, Wasserhaushalt, Nutzungsintensität).  

 Bei den anderen Schutzgütern/Funktionen (Boden, Wasser, 

Klima/Luft) beziehen sich die Ersatzmaßnahmen auf die konkret be-

einträchtigte materiell-physische Funktion (Zielbereich 2), z.B. Ver-
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besserung der betroffenen klimatischen und lufthygienischen Aus-

gleichsfunktion in dem vom Eingriff betroffenen klimatischen und luft-

hygienischen Belastungsraum/Stadtgebiet.  

 Bei der erlebnis- und wahrnehmungsbezogenen Funktion von Land-

schaften bzw. Landschaftsbildeinheiten (Zielbereich 3) ist der Bezug 

über die Erlebnis- und Wahrnehmungsqualität (z.B. Wiederherstellung 

oder Neugestaltung durch Rückführung bereits vorgenommener Ein-

griffe und der eingetretenen Veränderung der Ausprägung von cha-

rakteristischen Merkmalen) in einer von der Eigenart vergleichbaren 

Landschaftsbildeinheit herzustellen (a.a.O., S. 346).  

 In Tabelle 28 auf S. 181 sind die Kriterien für Ersatzmaßnahmen dar-

gestellt. Spalte 1 nennt die Schutzgüter, Spalte 2 betroffene Funktio-

nen, Spalte 3 Maßnahmen zum Ersatz im Naturraum, die nach ihrer 

Beschreibung jeweils einen Bezug zur beeinträchtigten Funktion des 

Schutzgutes haben und somit die durch den Eingriff beeinträchtigte 

Funktion des Naturhaushalts fördern. Die Ersatzmaßnahmen haben 

deshalb einen vergleichsweise engen Funktionszusammenhang mit 

der beeinträchtigten Funktion.  

 Nach S. 183 soll für erhebliche Beeinträchtigungen ohne besondere 

Schwere der Funktionszusammenhang gelockert sein. Eine funktions-

spezifische Kompensation sei dabei nicht zwingend, es wird jedoch 

eine Orientierung der Kompensationsmaßnahmen an den beeinträch-

tigten Funktionen empfohlen. Bei dieser gelockerten Form des Funk-

tionsbezugs handele es sich immer um Ersatzmaßnahmen.  

 Erhebliche Beeinträchtigungen besonderer Schwere des Naturhaus-

halts und des Landschaftsbilds sind nach dem Forschungsbericht  

– unter Bezugnahme auf den Entwurf der Bundeskompensationsver-

ordnung – funktionsspezifisch wiederherzustellen.  

 Die Kompensation der sonstigen erheblichen Beeinträchtigungen der 

Funktionen des Naturhaushalts kann im Regelfall multifunktional über 
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Biotoptypen erfolgen. Bei Planung von nicht funktionsspezifischen 

Maßnahmen oder auch Ersatzmaßnahmen bietet sich nach dem For-

schungsbericht die Einbindung von Maßnahmen aus Flächenpools 

und Ökokonten an.  

 Die Ausführungen lassen sich dahingehend zusammenfassen, dass 

bei erheblichen Beeinträchtigungen besonderer Schwere die Ersatz-

maßnahmen funktionsspezifisch sein sollen. Für erhebliche Beein-

trächtigungen ohne besondere Schwere ist der Funktionszusammen-

hang gelockert. Eine funktionsspezifische Kompensation ist nach dem 

F+E-Bericht nicht zwingend, wird jedoch empfohlen. Wieweit der 

Funktionsbezug in diesen Fällen gelockert werden kann, wird im F+E-

Bericht nicht näher dargelegt.   

4. Rechtsprechung 

 Die Rechtsprechung hat sich mehrfach mit dem notwendigen Bezug der 

Ersatzmaßnahme zur beeinträchtigten Funktion des Naturhaushalts bzw. 

zur Beeinträchtigung des Landschaftsbilds geäußert.  

a) Bundesverwaltungsgericht 

aa) Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 20.01.1989 (4 C 

15/87 – BVerwGE 81, 220, 221 ff. = NuR 1989, 345 = NVwZ 

1989, 867) betrifft die Zulässigkeit der Ausgleichsabgabe nach 

dem Landesnaturschutzgesetz Baden-Württemberg. Nach der 

damals geltenden Fassung des BNatSchG enthielt das Bundes-

recht keine Regelung über Ersatzmaßnahmen und Ersatzgeld. 

Nach § 8 Abs. 9 BNatSchG war der Landesgesetzgeber zu wei-

tergehenden Vorschriften ermächtigt, insbesondere über Ersatz-

maßnahmen bei nicht ausgleichbaren aber vorrangigen Eingrif-

fen in Natur und Landschaft. Das Bundesverwaltungsgericht 

führt dazu aus (juris, Rn. 7), dabei gehe es um zusätzliche Maß-

nahmen zur Verstärkung des Naturschutzes. Das Bundesnatur-
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schutzgesetz sei auf die Erhaltung und Pflege umfassender Ge-

meinschaftsgüter gerichtet, die die Lebensgrundlage des Men-

schen bilden. Sie seien nicht nur in ihrer jeweiligen örtlichen Vor-

findlichkeit verletzbar und entsprechend schutzbedürftig, son-

dern müssten auch insgesamt vor weiterer Minderung bewahrt 

werden. Diese Sicht führe zum Verständnis des Begriffs „Ersatz-

maßnahme“ im Sinne von § 8 Abs. 9 BNatSchG: Die Leistungs-

fähigkeit des Naturhaushalts (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG) könne 

insgesamt erhalten oder jedenfalls geschont werden, wenn ein 

unvermeidbarer Eingriff mit landespflegerischen Maßnahmen an 

anderer Stelle einhergeht. Ähnliches gelte für die unter § 1 Abs. 

1 Nr. 2 bis 4 BNatSchG aufgeführten Schutzgüter. Dem Ziel die-

ser gesetzlichen Regelung entspreche es, dass unvermeidbare 

Störungen durch zusätzliche Förderungsmaßnahmen kompen-

siert werden können.  

 Konkrete Aussagen zum Funktionsbezug der Ersatzmaßnahmen 

lassen sich diesen Ausführungen nicht entnehmen. Die wesent-

liche Aussage geht dahin, dass Ersatzmaßnahmen den Schutz-

zielen des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 BNatSchG dienen und dass sie 

an anderer Stelle verwirklicht werden.      

bb) Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 23.08.1996 (4 A 

29/95 – NuR 1997, 87 = NVwZ 1987, 486 – juris) betrifft den 

Planfeststellungsbeschluss für die B 101 n vom 22.09.1995 in 

Brandenburg. Nach der damals geltenden Fassung des § 8 

BNatSchG waren Ersatzmaßnahmen nicht im BNatSchG gere-

gelt. Gemäß § 8 Abs. 9 BNatSchG konnten die Länder zu § 8 

Abs. 2, 3 weitergehende Vorschriften erlassen, insbesondere 

über Ersatzmaßnahmen der Verursacher bei nicht ausgleichba-

ren aber vorrangigen Eingriffen. Maßgebend für die Ersatzmaß-

nahmen war deshalb das jeweilige Landesrecht, im konkreten 
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Fall § 14 BbgNatSchG. § 14 des brandenburgischen Natur-

schutzgesetzes vom 25.06.1992 (GVBl. I S. 208) bestimmte un-

ter der Überschrift „Ersatzmaßnahmen“:  

„Ist ein Eingriff nicht ausgleichbar, aber nach § 13 zulässig, 
so hat der Verursacher die zerstörten Werte und Funktio-
nen des Naturhaushalts an anderer Stelle des von dem Ein-
griff betroffenen Raumes in ähnlicher Art und Weise wie-
derherzustellen (Ersatzmaßnahmen). Art und Umfang der 
Ersatzmaßnahmen sollen den Aussagen der Landschafts-
planung Rechnung tragen. § 8 Abs. 3 des Landeswaldge-
setzes bleibt unberührt.“ 

 Das Bundesverwaltungsgerichts (juris, Rn. 21) hält es für ausrei-

chend, dass die Maßnahme ihrer Art nach geeignet ist, eine an-

derweitige Kompensation der Eingriffsfolgen herbeizuführen. Es 

genüge, wenn ein Zustand geschaffen wird, der den beeinträch-

tigten Funktionen des Naturhaushalts oder des Landschaftsbil-

des ähnlich ist. Der Gesetzgeber verlange nicht, dass die Maß-

nahme auf den Eingriffsort zurückwirkt. § 14 BbgNatSchG be-

stimmte den notwendigen Funktionsbezug von Ersatzmaßnah-

men. Er bestand darin, einen Zustand zu schaffen, der die zer-

störten Werte und Funktionen in ähnlicher Weise wiederherstellt, 

nach der Formulierung des Bundesverwaltungsgerichts „den be-

einträchtigten Funktionen des Naturhaushalts oder des Land-

schaftsbildes ähnlich ist“.  

 Der LBP legte dar, dass die Straßenbaumaßnahme dort, wo Ge-

hölzstrukturen und die Rieselfelder durchschnitten werden, einen 

empfindlichen Eingriff in den Lebensraum einiger Tierarten be-

deutet. Durch die Anpflanzung von Obstbäumen auf dem Areal, 

dem die Grundstücke der Kläger zuzurechnen waren, sollte ein 

funktionsbezogener Teilersatz für die im Auswirkungsbereich der 

Straße gestörten Habitate geschaffen werden. Das Bundesver-

waltungsgericht stellte dazu fest, die vorgesehene Aufwertung 

der früher landwirtschaftlich genutzten und jetzt brach liegenden 
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Flächen sei ein Schritt auf dem Weg zu Vegetationsstrukturen, 

auf die verschiedene Tierarten, denen im Trassenbereich die Le-

bensgrundlage entzogen wird, angewiesen sind (Rn. 22). Es bil-

ligte die Maßnahme als Ersatzmaßnahme.  

cc) Der Gerichtsbescheid des Bundesverwaltungsgerichts vom 

10.09.1998 (4 A 35/97 – NuR 1999, 103 = NVwZ 1999, 532 = 

juris), auf den das VG Berlin Bezug nimmt, bezog sich auf den 

Planfeststellungsbeschluss vom 15.07.1997 für die A 20 im Be-

reich des Peenetals in Mecklenburg-Vorpommern. § 8 

BNatSchG in der damals geltenden Fassung regelte die Ersatz-

maßnahme nicht. Er sah in § 8 Abs. 9 BNatSchG vor, dass die 

Länder zu § 8 Abs. 2, 3 weitergehende Vorschriften erlassen 

können, insbesondere über Ersatzmaßnahmen der Verursacher 

bei nicht ausgleichbaren aber vorrangigen Eingriffen. Maßge-

bend war deshalb das Landesrecht Mecklenburg-Vorpommern, 

nämlich § 1 Abs. 3 Satz 1 LNatSchG MV. Er eröffnete die Mög-

lichkeit, statt Ausgleichsmaßnahmen Ersatzmaßnahmen vorzu-

sehen. Diese müssen der Ausgleichsmaßnahme möglichst ähn-

lich und gleichwertig sein. Unter Bezugnahme auf das unter bb) 

erwähnte Urteil vom 23.08.1996 führte das Bundesverwaltungs-

gericht aus, dies seien sie, wenn sie als Ersatzmaßnahme „ihrer 

Art nach geeignet sind, eine anderweitige Kompensation der Ein-

griffsfolgen herbeizuführen“. Durch die Ersatzmaßnahme müsse  

„ein Zustand geschaffen werden, der den durch das ge-
plante Vorhaben beeinträchtigten Funktionen des Natur-
haushaltes oder des Landschaftsbildes zumindest ähnlich 
ist. § 1 Abs. 3 Satz 1 LNatSchG erfordert dagegen nicht, 
dass die Ersatzmaßnahme auf den Eingriffsort zurückwirkt. 
Vielmehr lässt es das Gesetz damit bewenden, dass über-
haupt eine räumliche Beziehung zwischen dem Ort des Ein-
griffs und dem Vollzug der Ersatzmaßnahme besteht.“ 
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 Den Einwand des Klägers, die Entfernung von 17 km zwischen 

Eingriffsort und Ersatzmaßnahme widerspreche diesen Voraus-

setzungen, wies das Bundesverwaltungsgericht zurück. Welcher 

„betroffene Raum“ im Sinne von § 1 Abs. 3 Satz 1 LNatSchG für 

die Festsetzung einer Ersatzmaßnahme gegeben sein muss, 

lasse sich nicht metrisch festlegen. Wörtlich heißt es (juris, Rn. 

24):  

„Entscheidend ist der räumliche Bezug zwischen dem Ein-
griffsort und dem Ort der Ersatzmaßnahme. Beurteilungs-
grundlage sind die ökologischen Gegebenheiten. Das Ziel 
der Ersatzmaßnahme ist es, zusammenhängende, ähnlich 
strukturierte Räume zu schaffen, die einen trennungs- und 
störungsfreien ökologischen Austausch ermöglichen. Die 
Erwartung muss bestehen, dass die Nachteile, die am Ein-
griffsort namentlich für die Leistungsfähigkeit des Natur-
haushaltes gerade in dessen Wirkungsgefüge entstehen, in 
einer gesamtbilanzierenden Betrachtungsweise kompen-
siert werden können. Gleichartigkeit wird damit nicht gefor-
dert, sondern – wie § 1 Abs. 3 Satz 1 LNatSchG festlegt – 
nur Ähnlichkeit.“  

 Anschließend (juris, Rn. 25) führt das Bundesverwaltungsgericht 

aus, zwischen dem Eingriffsort und dem für die Ersatzmaß-

nahme vorgesehenen Polder von 130 ha Fläche bestehe der vo-

rausgesetzte Zusammenhang. Der Polder sei bereits gegenwär-

tig Bestandteil des Gesamtnetzes „Peenetal“. Das gesamte 

Peenetal, dessen Naturhaushalt durch die vorgesehene Que-

rung stark beeinträchtigt werde, stelle einen zusammenhängen-

den ökologischen Funktionsraum dar.  

dd) Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 15.01.2004 (4 A 

11/02 – BVerwGE 120, 1 = NuR 2004, 366 = NVwZ 2004, 732 = 

juris) betrifft eine Verbandsklage gegen den Planfeststellungsbe-

schluss vom 20.03.2002 für den Bau der A 73 Suhl-Lichtenfels 

in Bayern. Auch zu diesem Zeitpunkt regelte § 8 BNatSchG die 

Ersatzmaßnahmen nicht. Er ermächtigte in Abs. 9 die Länder, zu 
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§ 8 Abs. 2 und 3 weitergehende Vorschriften zu erlassen, insbe-

sondere über Ersatzmaßnahmen der Verursacher bei nicht aus-

gleichbaren aber vorrangigen Eingriffen. Maßgebend war des-

halb Art. 6a Abs. 3 des BayNatSchG in der damals geltenden 

Fassung. Satz 1 lautete:  

„Ist der Eingriff nicht ausgleichbar und gehen die Belange 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege nicht vor, so 
können vom Verursacher Maßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege verlangt werden, die die durch 
den Eingriff gestörten Funktionen des Naturhaushalts oder 
Werte des Landschaftsbilds in dem vom Eingriff betroffenen 
Landschaftsraum möglichst gleichartig gewährleisten (Er-
satzmaßnahmen).“ 

 Das Bundesverwaltungsgericht führt dazu aus, Ersatzmaßnah-

men seien auf eine gleichwertige Wiederherstellung gerichtet. 

Als Ersatz genüge die Herstellung ähnlicher, mit den beeinträch-

tigten nicht identischer Funktionen (juris, Rn. 67 unter Berufung 

auf Louis, BNatSchG, 2. Aufl. 2000, § 8 Rn. 212). Die von der 

Planfeststellungsbehörde vorgesehene Herstellung einer ab-

wechslungsreicheren und natürlich wirkenden Pflanzenwelt an-

stelle eintönigen Ackerlands könne als Kompensation für die Be-

einträchtigung von Kulturdenkmalen und ihrer Umgebung akzep-

tiert werden, mit dieser Begründung wurde der Einwand des Klä-

gers zurückgewiesen, die Denkmalbelange des Landschaftsbil-

des seien nicht ausgeglichen bzw. ersetzt.  

 Die in Bezug genommene Kommentierung von Louis führt aus, 

die Länder könnten den Verursacher verpflichten, Ersatzmaß-

nahmen durchzuführen. Die jeweils unterschiedlichen Länderre-

gelungen seien zu beachten. Gemeinsam sei Ersatzmaßnah-

men, dass sie zu einer Kompensation der nicht vermeidbaren 

und nicht ausgleichbaren und zu erwartenden Beeinträchtigun-

gen durch den Eingriff beitragen müssen. Ersatzmaßnahmen 
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seien auf eine gleichwertige Wiederherstellung gerichtet. Als Er-

satz genüge die Herstellung ähnlicher, mit den beeinträchtigten 

nicht identischer Funktionen. Darüber hinaus könnten Ersatz-

maßnahmen in erheblicher Entfernung vom Eingriffsort stattfin-

den. Louis nimmt Bezug auf die Ausführungen von Berkemann 

(NuR 1993, 97, 105), der feststellt, dass die Länder den Begriff 

der Ersatzmaßnahme unterschiedlich definiert haben. Das recht-

liche Instrumentarium sei „disparat“ und bedürfe „jeweils genau-

erer Betrachtung“. Im Sinne der Zielsetzung der §§ 1, 2 

BNatSchG werde man sich im Hinblick auf die Art der Ersatz-

maßnahme damit begnügen können, dass durch die Ersatzmaß-

nahme eine Verbesserung in der naturalen Gesamtbilanz zu er-

warten ist. Dazu könnten auch Maßnahmen der Gleichwertigkeit 

ausreichen. Allerdings gebe es Grenzen. Die Ersatzmaßnahme 

diene nicht dazu, ganz allgemein Verbesserungen vorzuneh-

men. Auch der Ersatz habe sich darauf zu beziehen, worin der 

Eingriff liegen wird. Werde die Leistungsfähigkeit des Naturhaus-

halts beeinträchtigt, müsse die Maßnahme gerade hierzu „ein 

Äquivalent bilden“.  

ee) Im Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts zur Kompensation 

für Eingriffe im Mühlenberger Loch in Hamburg heißt es 

(BVerwG, B. v. 28.01.2009 – 7 B 45/08 – NVwZ 2009, 521 = NuR 

2009, 342 = juris, Rn. 20): Erweist sich eine Maßnahme in der 

naturschutzfachlichen Gesamtbilanz als günstig, stellt sie also 

insbesondere eine wesentliche Verbesserung des bestehenden 

Zustands dar, bedarf der mit der Maßnahme zunächst bewirkte 

Eingriff keiner weiteren Kompensation. Die an sich erforderliche 

Kompensation geht in die ökologische Gesamtbilanz ein. Maß-

gebend für die Kompensation ist danach die ökologische Ge-

samtbilanz. 

ff) Mit der Neufassung der Eingriffsregelung im BNatSchG 2010 hat 

sich das Bundesverwaltungsgericht in seinem Beschluss vom 
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19.09.2014 (7 B 6/14 – NuR 2015, 38 = NVwZ-RR 2015, 15 = 

juris) zur Planfeststellung für den Rückhalteraum Elzmündung 

auf baden-württembergischer Rheinseite befasst. Zu § 15 Abs. 2 

Satz 3 BNatSchG führte es aus (juris, Rn. 18), in der Rechtspre-

chung des Bundesverwaltungsgerichts sei geklärt, dass die Be-

hörde zur Kompensation eines Eingriffs wegen eines natur-

schutznäheren Endziels auch Maßnahmen ergreifen darf, die zu-

nächst eine Beeinträchtigung des bestehenden naturhaften Zu-

stands darstellen. Erweise sich die Maßnahme in der natur-

schutzfachlichen Gesamtbilanz als günstig, stelle sie also insbe-

sondere eine wesentliche Verbesserung des bestehenden Zu-

standes dar, bedürfe der mit der Maßnahme zunächst bewirkte 

Eingriff keiner weiteren Kompensation durch Ausgleichs- und Er-

satzmaßnahmen. Die an sich erforderliche Kompensation gehe 

in die ökologische Gesamtbilanz regelmäßig ein. Dass auf die 

Herstellung eines naturnäheren Zustands gerichtete Ersatzmaß-

nahmen die hierfür erforderlichen Eingriffe selbst kompensieren 

könne, sei anerkannt.  

 Diese Ausführungen enthalten keine spezifischen Aussagen zur 

Funktionsbindung von Ersatzmaßnahmen.  

b) OVG Bremen 

 Das Urteil des OVG Bremen vom 24.10.1989 (OVG 1 G 1/88 – NuR 

1990, 225) betrifft die Planfeststellung für die A 281. Die Verpflichtung 

zur Durchführung von Ersatzmaßnahmen war im bremischen Natur-

schutzgesetz und in der dazu ergangenen Verordnung über Ersatz-

maßnahmen geregelt. Nach § 2 Abs. 2 dieser Verordnung waren Er-

satzmaßnahmen Maßnahmen, die geeignet sind, die durch den Ein-

griff zerstörten Werte und Funktionen des Naturhaushalts oder des 

Landschaftsbildes in dem von dem Eingriff betroffenen Raum in mög-

lichst ähnlicher Art und Weise wieder herzustellen. Der im LBP vorge-

sehene naturnahe Ausbau des Maschinenfleets, die Herstellung von 
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Feuchtflächen nördlich der Straße waren nach Auffassung des OVG 

Bremen Ersatzmaßnahmen, die in dem von dem Eingriff betroffenen 

Raum die zerstörten Werte und Funktionen des Naturhaushalts durch 

„funktionale Äquivalente“ kompensierten (a.a.O., S. 226). Das OVG 

Bremen billigte die funktionale Betrachtungsweise der Planfeststel-

lungsbehörde. Den Regelungen zur Kompensation von Eingriffen 

gehe es „nicht um ein enges Aufrechnen einzelner Eingriffsmaßnah-

men gegen einzelne Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen, sondern 

um eine qualitative Gesamtbilanz“ (a.a.O., S. 226).  

c) OVG Lüneburg 

 Das Urteil des OVG Lüneburg vom 10.02.1995 (1 K 2574/94 – NuR, 

1995, 473) betrifft einen Bebauungsplan und Ersatzmaßnahmen im 

Sinne von § 12 NdsNatSchG. Nach dieser Bestimmung sollten durch 

den Eingriff zerstörte Funktionen und Werte des Naturhaushalts an 

anderer Stelle des von dem Eingriff betroffenen Raumes in ähnlicher 

Art und Weise wiederhergestellt werden. Für die Überplanung eines 

stadtnahen Waldgebietes waren Ersatzmaßnahmen geplant. Das 

OVG Lüneburg hielt diese unter der Voraussetzung für geeignet, dass 

sie eine „ökologische Verbesserung“ bewirken (a.a.O., S. 475). Spe-

zifische Aussagen zum Funktionsbezug enthält das Urteil nicht.       

d) OVG Hamburg 

 Im Beschluss vom 23.09.1996 (Bs III 68/96 – NuR 1997, 453 = DVBl. 

1997, 845 = juris Rn. 267) zum Planfeststellungsbeschluss vom 

30.05.1995 zur Erweiterung des Hamburger Hafens befasste sich das 

OVG Hamburg mit dem Begriff Ersatzmaßnahme im Sinne von § 9 

Abs. 6 Sätze 1 und 2 des damals geltenden hamburgischen Natur-

schutzgesetzes. Bei Ersatzmaßnahmen sind nach den Ausführungen 

des OVG Hamburg der funktionelle Zusammenhang und die damit 

verbundene räumliche Begrenzung gegenüber den Ausgleichsmaß-

ahmen gelockert. Sie sind „an anderer Stelle“ (§ 9 Abs. 6 Satz 1 Hmb-
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NatSchG) durchzuführen mit dem Ziel, die durch den Eingriff zerstör-

ten „Werte und Funktionen“ des Naturhaushalts und des Landschafts-

bildes „in möglichst ähnlicher Art und Weise“ wieder herzustellen (§ 9 

Abs. 6 Satz 2 HmbNatSchG.  

e) OVG Saarlouis 

 In seinem vom VG Berlin in Bezug genommenen Urteil vom 

20.07.2005 (1 M 2/04 – juris Rn. 231) betreffend den Planfeststel-

lungsbeschluss für den Neubau der B 423 im Bereich der Stadt Blies-

kastel vom 04.06.2004 nahm das OVG Saarlouis zur Bestimmung der 

Ersatzmaßnahme im Sinne von § 11 Abs. 3 Satz 2 des saarländi-

schen Naturschutzgesetzes Stellung, ohne § 19 Abs. 2 BNatSchG 

2002 zu erwähnen. § 11 Abs. 3 Satz 2 des saarländischen Natur-

schutzgesetzes enthielt folgende Definition:  

„Ersatzmaßnahmen sind Maßnahmen zur Verbesserung des Na-
turhaushalts oder des Landschaftsbilds, die geeignet sind, die 
durch den Eingriff gestörten Funktionen und Werte des Natur-
haushalts und des Landschaftsbildes an anderer Stelle auszu-
gleichen.“  

 Das OVG Saarlouis meint, in diesem Sinne kompensiert sei eine Be-

einträchtigung des Naturhaushalts, wenn und sobald die beeinträch-

tigten Funktionen des Naturhaushalts in gleichwertiger Weise ersetzt 

sind. Wie bei Ausgleichsmaßnahmen bestehe eine funktionelle Bezie-

hung zum Eingriff bzw. den durch ihn hervorgerufene Beeinträchtigun-

gen. Sie könne aber lockerer sein und darauf hinauslaufen, dass die 

Ersatzmaßnahme die Gesamtbilanz des Naturhaushalts aufbessert. 

Es werde nicht – wie beim Ausgleich – verlangt, dass die Maßnahme 

auf den Eingriffsort zurückwirkt. Es genüge, wenn überhaupt eine 

räumliche Beziehung zwischen dem Ort des Eingriffs und der Ersatz-

maßnahme besteht. Der betroffene Raum lasse sich dabei nicht met-

risch messen, sondern hänge von den ökologischen und landschaftli-

chen Gegebenheiten ab. Das Ziel der Eingriffsregelung, den Status 

quo zu erhalten, und der darin enthaltene Grundsatz, das Schutzgut 
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Naturhaushalt nicht mehr als nötig zu beeinträchtigen, erforderten eine 

Vorgehensweise, die zunächst die höchstmögliche Gleichwertigkeit 

des Ersatzes anstrebt und erst in zweiter Linie schlechtere Lösungen 

akzeptiert. Die Gleichwertigkeit des Ersatzes sei eine Rechtsfrage mit 

ausgeprägt fachwissenschaftlichem Hintergrund. Grundsätzlich 

müsse versucht werden, den durch die Beeinträchtigungen betroffe-

nen Funktionen möglichst nahe zu kommen. Die Maßnahmen seien 

somit nicht beliebig wählbar, sondern müssten die Leistungs- und 

Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts so ähnlich wie möglich und ins-

gesamt gleichwertig wiederherstellen. Gleichwertige Funktionen im 

betroffenen Naturraum zu schaffen, habe daher Priorität gegenüber 

der gleichen Maßnahme in einem weniger engen räumlichen Zusam-

menhang.  

 Die vom OVG Saarlouis beurteilte Maßnahme bestand in Neuanlage 

und Entwicklung von Auwald auf einem rund 1 km nördlich gelegenen 

ca. 45.000 m² großen Gelände. Ziel der Maßnahme war nach dem 

LBP die Umwandlung von eutrophen Auwiesen in standort- und natur-

raumtypischen Hartholz-Auwald auf frischen bis feuchten Standorten 

durch Anpflanzung (Auwald I) oder Sukzession (Auwald II). Gemessen 

an den zuvor beschriebenen Grundsätzen billigte das OVG diese Er-

satzmaßnahme als Kompensation für den Verlust des Lebensraums 

von Amphibien und wassergebundenen Insekten in Feucht- und Nass-

wiesen sowie -brachen (juris, Rn. 229 ff.).   

f) VGH Mannheim 

aa) Das Urteil des VGH Mannheim vom 02.11.2006 (8 S 1269/04 – 

NuR 2007, 420 = VBlBW 2007, 343 = juris) betrifft den Planfest-

stellungsbeschluss vom 12.03.2003 für die Landesmesse. Das 

Urteil erwähnt § 19 Abs. 2 BNatSchG 2002 nicht, sondern nur 

§ 11 NatSchG BW. Nach § 11 Abs. 2 NatSchG BW in der damals 

geltenden Fassung war eine Beeinträchtigung ausgeglichen, 

wenn nach Beendigung des Eingriffs keine oder keine erhebliche 
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Beeinträchtigung des Naturhaushalts zurückbleibt und das Land-

schaftsbild wieder hergestellt oder landschaftsgerecht neu ge-

staltet ist. § 11 Abs. 3 Satz 3 NatSchG BW bestimmte, dass die 

nicht ausgleichbare Beeinträchtigung auf sonstige Weise auszu-

gleichen ist, er verwies dazu auf Abs. 4. Dieser lautete:  

„Zum Ausgleich des Eingriffs auf sonstige Weise kann ins-
besondere angeordnet werden,  
1. weitergehende Veränderungen der Flächengestalt, ins-

besondere Abgrabungen und Aufschüttungen, zum Zwe-
cke einer Neugestaltung der Landschaft vorzunehmen o-
der  

2. ausgleichende Ersatzmaßnahmen an anderer Stelle 
durchzuführen.“ 

 Eine Konkretisierung dieser „ausgleichenden Ersatzmaßnah-

men“ enthielt das Naturschutzgesetz Baden-Württemberg nicht.  

 Zur Ausgleichsmaßnahme stellte der VGH Baden-Württemberg 

fest, diese müsse sich „im Unterschied zur Ersatzmaßnahme 

dort – ausgleichend – auswirken, wo die mit dem Vorhaben ver-

bundenen Beeinträchtigungen auftreten“ (juris, Rn. 32). Zu den 

räumlichen Anforderungen an Ersatzmaßnahmen nahm der 

VGH Mannheim Bezug auf die oben erwähnte Entscheidung des 

Bundesverwaltungsgerichts vom 23.08.1996. Weiter führte der 

VGH aus (juris, Rn. 40), eine Ausgleichsmaßnahme müsse sich 

auch auf den Bereich des Eingriffs auswirken. Sie unterscheide 

sich von der Ersatzmaßnahme, bei der es „genügt, wenn sie in-

nerhalb desselben ähnlich strukturierten „Naturraums“ erfolgt wie 

der Eingriff“ (unter Bezugnahme auf die oben erwähnte Entschei-

dung des Bundesverwaltungsgerichts vom 23.08.1996). Die 

Kompensation des Ausgleichsdefizits bei den Laufkäfern durch 

die Ersatzmaßnahme „Naturnaher Umbau der Körschmündung“ 

hat der VGH akzeptiert, diese war auch vom klagenden BUND 

nicht in Frage gestellt worden (juris, Rn. 42).  
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bb) Im Urteil vom 23.09.2013 (3 S 284/11 – juris, Rn. 163 f.) zur Plan-

feststellung des Rückhalteraums Elzmündung heißt es zu § 15 

Abs. 2 Satz 3 BNatSchG, gefordert sei ein gleichwertiger Ersatz 

im betroffenen Naturraum. Erforderlich sei, dass das durch die 

Ersatzmaßnahme geschaffene Surrogat den beeinträchtigten 

Funktionen und Werten ähnlich ist bzw. möglichst nahe kommt. 

Es genüge die Herstellung ähnlicher Funktionen (unter Bezug-

nahme auf BVerwG, U. 15. 01.2004 – 4 A 11.02 und OVG Saar-

louis, U. 20.07.2005 – 1 M 2/04). Eine Ersatzmaßnahme sei auch 

z.B. die künstliche Schaffung eines nur vergleichbaren, aus an-

deren Pflanzen und Tierarten bestehenden Ökosystems, wobei 

sich dieses auch in der weiteren Umgebung befinden kann, da 

eine Zurückwirkung auf den Eingriffsort nicht notwendig sei. 

Maßgebend für die Kompensation sei die ökologische Gesamt-

bilanz (unter Bezugnahme auf BVerwG, Gerichtsbescheid vom 

10.09.1998 – 4 A 35.97 und auf B. v. 28.01.2009 – 7 B 45.08).   

g) VG Berlin 

 Die notwendige Schutzgutbezogenheit von Ersatzmaßnahmen unter 

der Geltung des § 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG wurde vom VG Berlin 

in seinem oben (II. 2.) wiedergegebenen Beschluss vom 24.09.2015 

erörtert. 

5.  Literatur 

 Die Literatur folgt der Rechtsprechung vor allem des Bundesverwaltungs-

gerichts, die sich – wie dargelegt – überwiegend auf frühere landesrechtli-

chen Regelungen bezieht, nicht auf § 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG 2010. Bei 

der Frage, wann die beeinträchtigten Funktionen „gleichwertig“ im Sinne 

von § 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG hergestellt sind, wird darauf abgestellt, 

dass die Ersatzmaßnahmen müssten die Leistungs- und Funktionsfähigkeit 

des Naturhaushalts so ähnlich wie möglich und insgesamt gleichwertig er-

setzen, dies erfordere zumindest, „dass das durch Ersatzmaßnahmen ge-

schaffene Surrogat den beeinträchtigten Funktionen und Werten möglichst 
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ähnlich ist“ (so exemplarisch Gellermann, a.a.O., § 15 BNatSchG, Rn. 16 

im Anschluss an BVerwG, NVwZ 1999, 532; ebenso Fischer-Hüftle/Schu-

macher, a.a.O., § 15 Rn. 40; Guckelberger, a.a.O., § 15 Rn. 50; Ko-

lodziejcok/Recken/Apfelbacher/Iven, Naturschutz, Landschaftspflege, 

Stand September 2015, § 15 BNatSchG Rn. 28; Mühlbauer, in: Lorz/Kon-

rad/Mühlbauer/Müller-Walter/Stöckel, Naturschutzrecht, 3. Aufl. 2013, § 15 

BNatSchG Rn. 19; Meßerschmidt, a.a.O., § 15 Rn. 79; Lütkes, a.a.O., § 15 

Rn. 22 f.; Berchter, a.a.O., S. 103; Louis, NuR 2004, 714, 715 f.; Mich-

ler/Möller, NuR 2011, 81, 84).  

 Gaßner/Heugel (a.a.O., Rn. 333) fassen dies dahingehend zusammen, um 

beurteilen zu können, ob der Ersatz im Vergleich mit dem Ausgleich gleich-

wertig ist, müsse sich der Ersatz am Ideal des Ausgleichs orientieren. Die 

Kompensation verlange sowohl für Ausgleich als auch für Ersatz, dass ein 

möglichst vollständiger Schadensausgleich erreicht wird. Es sei eine am 

Ideal des Ausgleichs gemessene Kompensation vorzunehmen. Dies ver-

hindere ein Abgleiten in beliebige Ersatzmaßnahmen, ohne diesen die Fle-

xibilität zu nehmen, die erforderlich ist, um sinnvolle Maßnahmen zu kon-

kretisieren (a.a.O., Rn. 313).  

 Fischer-Hüftle/Schumacher (a.a.O., § 15 Rn. 40) operationalisieren diese 

Aussage dahingehend, grundsätzlich müsse versucht werden, den durch 

die Beeinträchtigungen betroffenen Funktionen möglichst nahezukommen. 

Unter mehreren noch als gleichwertig anzusehenden Ersatzmöglichkeiten 

sei diejenige auszuwählen, die der beeinträchtigten Funktion am nächsten 

kommt. Bei der Bestimmung der Ersatzziele und geeigneter Maßnahmen 

sei folgende Reihenfolge einzuhalten:  

 Möglichst gleiche Funktionen,  

 möglichst ähnliche Funktionen des gleichen Schutzgutes,  

 Funktionen anderer Schutzgüter mit Korrelationen zu den beein-
trächtigten Funktionen,  

 Funktionen anderer Schutzgüter.   
 

 Daraus folgt nach Fischer-Hüftle/Schumacher für Tiere, Pflanzen und ihre 

Lebensräume, dass eine Ersatzmaßnahme vorliegt, wenn entweder gleiche 
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oder ähnliche Arten oder Lebensgemeinschaften in weiterer Entfernung 

vom Eingriffsort gefördert werden (a.a.O., Rn. 46). Für den Boden könnten 

Ersatzmaßnahmen in der Förderung der beeinträchtigten Bodenfunktionen 

in weiterer Entfernung vom Eingriffsort oder sonstiger, vom Eingriff nicht 

beeinträchtigter Bodenfunktionen in Betracht kommen, ihre Gleichwertigkeit 

vorausgesetzt (a.a.O., Rn. 47). Ersatzmaßnahme für das Schutzgut Was-

ser sei die Förderung der beeinträchtigten Gewässerfunktionen in weiterer 

Entfernung vom Eingriffsort oder die Förderung anderer, gleichwertiger Ge-

wässerfunktionen/Gewässer (a.a.O., Rn. 48). Für das Schutzgut Klima/Luft 

könnten Maßnahmen als Ersatzmaßnahmen anerkannt werden, wenn au-

ßerhalb des Wirkungsbereichs des Eingriffs die beeinträchtigten Funktionen 

gefördert werden oder andere, gleichwertige Effekte erreicht werden 

(a.a.O., Rn. 49).   

 Ersatz durch landschaftsgerechte Neugestaltung bedeutet nach Fischer-

Hüftle/Schumacher (a.a.O., Rn. 56, 58), dass nach der Neugestaltung der 

Charakter des Landschaftsbilds im Wesentlichen erhalten und die Eigenart 

der Landschaft gewahrt bleibt. Die Neugestaltung müsse dem Landschafts-

raum angepasst sein. Landschaftsgerecht sei die Neugestaltung, wenn der 

gestaltete Bereich von einem durchschnittlichen Beobachter nicht als 

Fremdkörper empfunden wird. Dass die Veränderung optisch wahrnehmbar 

bleibt, stehe dem Ersatz durch landschaftsgerechte Neugestaltung nicht 

entgegen.  

 Dies entspricht im Wesentlichen die Regelung der bayerischen Kompensa-

tionsverordnung, nach der an erster Stelle eine funktionale Kompensation 

anzustreben ist. Ist diese nicht möglich, können die erheblichen Beeinträch-

tigungen durch gleichwertige andere Funktionen möglichst mit Wechselwir-

kung zu den beeinträchtigten Funktionen ersetzt werden (§ 8 Abs. 3 Satz 2 

BayKompV, s.o. IV. 2. a)).  
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6. Übertragbarkeit der früheren Rechtsprechung auf das BNatSchG 2010 

 Die Rechtsprechung, die maßgebend die Auffassung der Literatur geprägt 

hat, erging – wie oben dargelegt – überwiegend zu den früheren landes-

rechtlichen Regelungen. Der Wortlaut dieser Regelungen weicht von § 15 

Abs. 2 Satz 3 BNatSchG ab. Es ist deshalb zu prüfen, ob diese Rechtspre-

chung zu den früheren landesrechtlichen Regelungen für die Auslegung des 

§ 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG herangezogen werden kann.  

 Die Gesetz gewordene Fassung des § 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG 2010 

war bereits im Gesetzentwurf der Bundesregierung vorgesehen (BR-Drs. 

278/09). In der Begründung wird dazu u.a. ausgeführt (a.a.O., S. 180 f.), in 

§ 15 Abs. 2 Satz 2 bei der Regelung des Ausgleichs solle mit der Hinzufü-

gung der Worte „in gleichartiger Weise“ der äquivalente Gegenbegriff zu „in 

gleichwertiger Weise“ beim Ersatz den Unterschied zwischen Ausgleich 

und Ersatz verdeutlichen, ohne dass in der Sache etwas anderes als in § 19 

Abs. 2 Satz 2 BNatSchG a.F. gemeint sei. In Satz 3 werde die Unterschei-

dung von Ausgleich und Ersatz auch bei der Definition der Ersatzmaßnah-

men fortgeführt. Dementsprechend sei nicht mehr von „in sonstiger Weise 

kompensiert“, sondern nur noch von „ersetzt“ die Rede. Gegenüber § 19 

Abs. 2 Satz 3 BNatSchG a.F. neu eingeführt werde die räumliche Kompo-

nente von Ersatzmaßnahmen mit dem Bezug auf den Naturraum. Die Re-

gelung von Ausgleich und Ersatz sei insgesamt im Wesentlichen unverän-

dert.  

 Die Vorgängerregelung in § 19 Abs. 2 BNatSchG in der Fassung vom 

25.03.2002 (BGBl. I S. 1193) lautete:  

„Der Verursacher ist zu verpflichten, unvermeidbare Beeinträch-
tigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege vorrangig auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) 
oder in sonstiger Weise zu kompensieren (Ersatzmaßnahmen). 
Ausgeglichen ist eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die be-
einträchtigten Funktionen des Naturhaushalts wiederhergestellt 
sind und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederherge-
stellt oder neu gestaltet ist. In sonstiger Weise kompensiert ist 
eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten 
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Funktionen des Naturhaushalts in gleichwertiger Weise ersetzt 
sind oder das Landschaftsbild landschaftsgerecht neu gestaltet 
ist.“  

 Nach § 19 Abs. 4 BNatSchG 2002 konnten die Länder dazu weitergehende 

Regelungen erlassen. § 19 war eine Vorschrift des Rahmenrechts des Bun-

des und bedurfte deshalb der „Umsetzung“ durch die Naturschutzgesetze 

der Länder.  

 Im Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

vom 20.06.2001 (BT-Drs. 14/6378, S. 49) heißt es dazu, durch § 19 Abs. 2 

würden die bisher in § 8 Abs. 2 Satz 1 geregelten Ausgleichsmaßnahmen 

sowie die – aufgrund einer Ermächtigung im bisherigen § 8 Abs. 9 – bislang 

allein im Landesrecht geregelten Ersatzmaßnahmen als einheitlich zu prü-

fende Verpflichtung vor der Abwägungsentscheidung nach Abs. 3 geregelt. 

Damit entfalle die bisherige Abgrenzung zwischen Ausgleichsmaßnahmen 

als vor der Abwägung zu prüfendem Tatbestandsmerkmal einerseits und 

Ersatzmaßnahmen als Rechtsfolge andererseits. Inhaltlich würden die Be-

griffe in Anlehnung an das bisherige Bundes- und Landesrecht definiert. Die 

Anknüpfung an früheres Bundesrecht kann sich nur auf die in § 8 BNatSchG 

a.F. definierten Ausgleichsmaßnahmen beziehen, da das Bundesrecht Er-

satzmaßnahmen nicht definierte. Diese waren ausschließlich im Landes-

recht definiert. Die Begründung des Gesetzentwurfs bedeutet, dass die Er-

satzmaßnahmen, d.h. die Kompensation „in sonstiger Weise“ i.S. des 

neuen § 19 Abs. 2 BNatSchG 2002, den Anforderungen des bisherigen Lan-

desrechts entsprechen sollte.  

 Dies bedeutet, dass die oben wiedergegebene Rechtsprechung insbeson-

dere des Bundesverwaltungsgerichts zu den landesrechtlich definierten Er-

satzmaßnahmen auch für die Auslegung des § 19 Abs. 2 BNatSchG 2002 

und somit auch für die Auslegung des § 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG 2010 

heranzuziehen ist. Dasselbe gilt für die auf diese Rechtsprechung gestützte 

Literatur. Wichtigste Entscheidung ist deshalb nach wie vor der Gerichtsbe-

scheid des Bundesverwaltungsgerichts vom 10.09.1998 (4 A 35/97), soweit 

diese Entscheidung den Funktionsbezug der Ersatzmaßnahmen betrifft. 
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Der räumliche Bezug zum Ort des Eingriffs ist durch § 15 Abs. 2 Satz 3 

BNatSchG erstmals dahingehend konkretisiert worden, dass auf den Natur-

raum abgestellt wird. Der Berliner Landesgesetzgeber hat diese Beschrän-

kung gestrichen, Ersatzmaßnahmen können nach § 17 Abs. 1 Satz 2 des 

Berliner Naturschutzgesetzes auch außerhalb des durch den Eingriff be-

troffenen Naturraums erfolgen (s.o. V. 2.).  

VII. Konsequenzen und Empfehlungen 

1. Trennung Naturhaushalt und Landschaftsbild 

 § 14 Abs. 1 BNatSchG unterscheidet bei den Eingriffswirkungen zwischen 

der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einerseits und 

der erheblichen Beeinträchtigung des Landschaftsbilds andererseits. Das-

selbe gilt für die Definition der Ausgleichs und der Ersatzmaßnahme in § 15 

Abs. 2 Satz 2, 3 BNatSchG. Beeinträchtigungen des Landschaftsbilds kön-

nen nur durch eine landschaftsgerechte Wiederherstellung oder Neugestal-

tung des Landschaftsbilds kompensiert werden.  

 Es ist deshalb nicht möglich, die Beeinträchtigung der Leistungs- und Funk-

tionsfähigkeit des Naturhaushalts zu kompensieren durch Maßnahmen, de-

ren Wirkung sich darauf beschränkt, das Landschaftsbild neu zu gestalten. 

Beide Eingriffswirkungen und beide Kompensationswirkungen sind zu tren-

nen.  

 Ich empfehle, dies im Leitfaden klarzustellen und dort zu bestimmen, dass 

Aufwertungen von Landschaftsbild/Erholung nur für die Kompensation er-

heblicher Beeinträchtigungen der Landschaftsbild/Erholung zuzuordnen-

den Wertträger herangezogen werden können, nicht jedoch für die Kom-

pensation von Beeinträchtigungen der Leistungs- und Funktionsfähigkeit 

des Naturhaushalts.  

 Die Berücksichtigung multifunktionaler Maßnahmen als Ersatznahmen 

bleibt davon unberührt. Maßnahmen, die sowohl Beeinträchtigungen der 

Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts kompensieren als 



- 45 - 

auch das Landschaftsbild neu gestalten, können mit ihrer Kompensations-

wirkung für jeden dieser Wirkungsbereiche berücksichtigt werden.  

 Das Schutzgut Landschaftsbild/Erholung sollte deshalb sowohl im Hinblick 

auf die Wirkung des Eingriffs als auch im Hinblick auf die Kompensation des 

Eingriffs gesondert behandelt und dargestellt werden.  

2. Auf den Naturhaushalt bezogene Ersatzmaßnahmen 

a) Grundsatz 

 Auf der Grundlage der früheren Regelungen in den Landesnatur-

schutzgesetzen, der daran anknüpfenden Regelung in § 15 Abs. 2 

Satz 3 BNatSchG, der Konkretisierung durch Kompensationsverord-

nungen und Leitfäden, der dazu ergangenen Rechtsprechung und der 

dazu vorliegenden Literatur müssen Maßnahmen, die Eingriffe in die 

Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts ersetzen sollen, 

mindestens einen Bezug zur Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 

Naturhaushalts haben, d.h. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 

Naturhaushalts verbessern.   

b) Ziel der Ersatzmaßnahmen 

 Nach den früheren Regelungen in den Landesnaturschutzgesetzen 

und der dazu ergangenen Rechtsprechung müssen die Ersatzmaß-

nahmen den Ausgleichsmaßnahmen möglichst ähnlich und gleichwer-

tig sein. Durch die Ersatzmaßnahmen muss ein Zustand geschaffen 

werden, der den durch das geplante Vorhaben beeinträchtigten Funk-

tionen des Naturhaushalts zumindest ähnlich ist.  

 Anforderungen an die räumliche Nähe der Ersatzmaßnahme zum Ein-

griffsort stellt § 17 Abs. 1 Satz 2 des Berliner Naturschutzgesetzes 

nicht; danach können Ersatzmaßnahmen abweichend von § 15 Abs. 2 

Satz 3 BNatSchG auch außerhalb des durch den Eingriff betroffenen 

Naturraums erfolgen. Ob und welche räumlichen Grenzen sich für die 

Berücksichtigung von Ersatzmaßnahmen ungeachtet dieser Regelung 
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aus Bundesrecht ergeben, ist nicht Gegenstand der vorliegenden Stel-

lungnahme. Trotz der Regelung in § 17 Abs. 2 Satz 2 des Berliner 

Naturschutzgesetzes dürfte ein gewisser räumlicher Zusammenhang 

zwischen dem Eingriffsort und dem Ort der Ersatzmaßnahme notwen-

dig sein.   

c) Mögliche Maßnahmen 

 Das mit Ersatzmaßnahmen anzustrebende Ziel kann durch verschie-

dene Ersatzmaßnahmen erreicht werden:  

 Das Ziel, einen dem Ausgleich möglichst nahe kommenden Zustand 

zu erreichen, wird am besten durch Ersatzmaßnahmen erreicht, die 

die beeinträchtigten Funktionen aufwerten. Sie sind insoweit – abge-

sehen vom räumlichen Zusammenhang mit dem Eingriffsort – den 

Ausgleichsmaßnahmen äquivalent. Diese Maßnahmen erreichen im 

Sinne von § 8 Abs. 3 Satz 2 BayKompV die „funktionale Kompensa-

tion“, sie entsprechen der ersten Stufe des Vorschlags von Fischer-

Hüftle/Schumacher, die diese als „möglichst gleiche Funktion“ be-

zeichnen.  

 Weiter nennt § 8 Abs. 3 Satz 2 BayKompV den Ersatz durch gleich-

wertige andere Funktionen möglichst mit Wechselwirkungen zu den 

beeinträchtigten Funktionen. Dies entspricht den Stufen 2 und 3 von 

Fischer-Hüftle/Schumacher, die in Stufe 2 möglichst ähnliche Funktion 

des gleichen Schutzguts nennen, in Stufe 3 Funktionen anderer 

Schutzgüter mit Korrelationen zu den beeinträchtigten Funktionen. 

Diese Ersatzmaßnahmen verbessern nicht unmittelbar die beeinträch-

tigte Funktion, sie führen zu einer Aufwertung ähnlicher Funktionen, 

ggf. mit Wechselwirkungen zu den beeinträchtigten Funktionen und 

damit mittelbar zu einer Aufwertung der beeinträchtigten Funktionen.  

 Schließlich setzt § 8 Abs. 3 Satz 2 BayKompV die Aufwertung anderer 

Funktionen ohne Wechselwirkungen mit der beeinträchtigten Funktion 

voraus. Fischer-Hüftle/Schumacher stellen auf die „Funktion anderer 
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Schutzgüter“ ab und fordern nicht ausdrücklich, dass diese anderen 

Funktionen den beeinträchtigten Funktionen möglichst nahe kommen 

sollen. Diese (zusätzliche) Anforderung ergibt sich in der Systematik 

von Fischer-Hüftle/Schumacher aus dem Ziel, dass die Ersatzmaß-

nahmen den durch die Beeinträchtigungen betroffenen Funktionen 

möglichst nahe kommen sollen.  

 Es bietet sich deshalb folgende Einteilung an:  

 Funktionelle Kompensation, d.h. Aufwertung der beein-
trächtigten Funktion,  

 möglichst ähnliche Funktion des gleichen Schutzgutes,  

 Funktionen anderer Schutzgüter mit Wechselwirkungen zu 
den beeinträchtigten Funktionen,  

 Funktionen anderer Schutzgüter, die den beeinträchtigten 
Funktionen möglichst nahe kommen, ohne Wechselwir-
kung zu den beeinträchtigten Funktionen.   
 

 Es besteht keine rechtlich verbindliche Rangfolge in der Weise, dass 

Maßnahmen auf nachfolgenden Stufen erst dann möglich sind, wenn 

Maßnahmen auf einer vorrangigen Stufe nicht möglich, unverhältnis-

mäßig oder aus anderen Gründen nicht sinnvoll sind. Nur in Bayern 

besteht auf der Grundlage der Regelung in § 8 Abs. 3 Satz 2 Bay-

KompV eine verbindliche Rangfolge. In den anderen Ländern wird 

eine rechtlich verbindliche Rangfolge weder von der oben wiederge-

gebenen Rechtsprechung noch von der oben wiedergegebenen Lite-

ratur gefordert.  

 Wäre die Bundeskompensationsverordnung nach Maßgabe des Ent-

wurfs in Kraft getreten, hätten für erhebliche Beeinträchtigungen be-

sonderer Schwere von Biotopen (§ 7 Abs. 2) und für erhebliche Beein-

trächtigungen besonderer Schwere sonstiger Schutzgüter (§ 8 Abs. 2) 

die betroffene Funktion hergestellt werden müssen. Diese Bestimmun-

gen sind nicht in Kraft getreten. Es gibt deshalb außerhalb des Frei-

staates Bayern derzeit keine rechtliche Verpflichtung, bei der Wahl 
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von Ersatzmaßnahmen zunächst den Funktionsausgleich anzustre-

ben und die dargestellte Rangfolge einzuhalten.  

 Bei der Bewertung der Eingriffswirkungen eines Vorhabens steht der 

Behörde ebenso wie bei der Bewertung der Kompensationswirkungen 

von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, insbesondere was deren 

Quantifizierung betrifft, eine naturschutzfachliche Einschätzungs-

prärogative zu. Die Ausgestaltung des naturschutzrechtlichen Kom-

pensationsmodells weist hinsichtlich der Auswahl zwischen grund-

sätzlich gleich geeigneten Kompensationsmaßnahmen, der natur-

schutzfachlichen Abstimmung der Kompensationsmaßnahmen unter-

einander sowie der Berücksichtigung etwaiger multifunktionaler Kom-

pensationswirkungen in erheblichem Umfang Elemente einer plane-

risch abwägenden Entscheidung auf. Die von der Behörde vorgenom-

menen Quantifizierungen bei Eingriffswirkungen und Kompensations-

maßnahmen sind daher nur einer eingeschränkten gerichtlichen Kon-

trolle zugänglich. Sie sind vom Gericht hinzunehmen, sofern sie im 

Einzelfall naturschutzfachlich vertretbar sind und auch nicht auf einem 

Bewertungsverfahren beruhen, das sich als unzulänglich oder gar un-

geeignetes Mittel erweist, um den gesetzlichen Anforderungen ge-

recht zu werden (BVerwG, U. 06.11.2012 – 9 A 17.11 – BVerwGE 145, 

40 = NuR 2015, 344 Rn. 145; BVerwGE 121, 72, 84; U. 18.03.2009 

– 9 A 40.07 – NuR 2010, 41 = NVwZ 2010, 66 Rn. 28; VGH Mannheim, 

U. 23.09.2013 – 3 S 284/11 – juris Rn. 164; VG Berlin, a.a.O., Rn. 17; 

Lütkes, a.a.O., § 15 Rn. 39; Guckelberger, a.a.O., § 15 Rn. 72). Bei 

Ausübung dieser Einschätzungsprärogative ist ohne rechtliche Bin-

dung an eine Rangfolge über das Kompensationskonzept zu entschei-

den. Als Ersatzmaßnahme können alle Maßnahmen berücksichtigt 

werden, die einer der genannten Gruppen zugeordnet werden können.  
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d) Kriterien für die Eignung von Ersatzmaßnahmen 

 Das VG Berlin hat – zutreffend – eine Aufwertung von Landschafts-

bild/Erholung als Ersatzmaßnahme für die Kompensation der beein-

trächtigten Funktionen des Naturhaushalts abgelehnt. Aufwertungen 

von Landschaftsbild/Erholung sind als Ersatzmaßnahmen für die be-

einträchtigten Funktionen des Naturhaushalts nicht geeignet.  

 Das VG Berlin hat es ausdrücklich gebilligt, dass nach dem Ausführli-

chen Verfahren entsprechend dem Leitfaden die abiotischen und die 

biotischen Komponenten des Naturhaushalts sowie das Landschafts-

bild und die Erholung vor und nach dem Eingriff jeweils bewertet wer-

den und dass Wertdifferenzen innerhalb der jeweiligen Komponenten 

verrechnet werden (Beschluss vom 24.09.2015 – 24 L 63.15 - juris, 

Rn. 18). Das VG Berlin fordert somit keine weitergehende Differenzie-

rung innerhalb der abiotischen Komponenten und innerhalb der bioti-

schen Komponenten des Naturhaushalts. Dies bedeutet, dass alle 

Maßnahmen, die zu einer Aufwertung abiotischer Komponenten des 

Naturhaushalts führen, als Ersatzmaßnahmen zur Kompensation der 

Beeinträchtigung der abiotischen Komponenten des Naturhaushalts 

herangezogen werden können. Alle Maßnahmen, die Aufwertungen 

der biotischen Komponenten des Naturhaushalts zur Folge haben, 

können als Ersatzmaßnahmen für Beeinträchtigungen der biotischen 

Komponenten herangezogen werden. Das VG Berlin hat nur die Ver-

rechnung von Wertdifferenzen zwischen abiotischen/biotischen Kom-

ponenten einerseits mit den Wertdifferenzen des Landschaftsbildes 

und der Erholung andererseits beanstandet (juris, Rn. 19), weil es für 

diese Verrechnung an dem notwendigen funktionellen Zusammen-

hang zwischen den beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts 

und den Ersatzmaßnahmen fehle. Das VG Berlin fordert (nur), dass 

bei Eingriffen sowohl in Natur als auch in das Landschaftsbild „beide 

Facetten“ durch Ersatzmaßnahmen kompensiert werden. Es unter-

scheidet bei der Natur nicht zwischen abiotischen Komponenten und 

biotischen Komponenten und hält deshalb eine Verrechnung zwischen 
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abiotischen Komponenten und biotischen Komponenten für zulässig. 

Für eine vertiefte Prüfung dieser Frage bestand für das VG Berlin al-

lerdings kein Anlass, da das der Entscheidung zugrunde liegende Ein-

griffsgutachten sowohl für die abiotischen als auch für die biotischen 

Komponenten eine negative Wertdifferenz auswies, die Frage der Ver-

rechnung stellte sich insoweit nicht. Es ist deshalb nicht gesichert, 

dass das VG Berlin im Streitfall jedwede Verrechnung zwischen bioti-

schen Komponenten und abiotischen Komponenten billigen würde.  

 Es ist zweckmäßig, den Leitfaden auch im Hinblick auf die abiotischen 

und die biotischen Komponenten zu überarbeiten mit dem Ziel klarzu-

stellen, welche Maßnahmen als Ersatzmaßnahmen für die Beeinträch-

tigung der einzelnen Wertträger in Betracht kommen. Dazu ist es in 

einem ersten Schritt zweckmäßig, einen Katalog von Maßnahmen zu 

entwickeln und die Wirkung dieser Maßnahmen auf die für die abioti-

schen und die biotischen Komponenten maßgebenden Wertträger zu 

beschreiben, ggf. in Form einer Tabelle, die Maßnahmen und ihre Wir-

kungen für die betroffenen Wertträger beschreibt. Die Quantifizierung 

kann entsprechend dem bisherigen Vorgehen erfolgen.  

 In einem zweiten Schritt sollte beschrieben werden, zwischen welchen 

Wertträgern Wechselbeziehungen bestehen und welche Wertträger 

ähnliche Funktionen erfüllen. Die Zusammenschau ergibt die taugli-

chen Ersatzmaßnahmen: Die Maßnahmen, die für Wertträger mit 

Wechselbeziehungen zur beeinträchtigten Funktion oder für Wertträ-

ger mit ähnlichen wie der beeinträchtigten Funktion zu einer Aufwer-

tung führen, sind als Ersatzmaßnahmen geeignet. Dabei sollten gene-

relle und nicht nur einzelfallbezogene Aussagen möglich sein. Dies 

wäre aus fachlicher Sicht zu prüfen.  

 Sollten alle Wertträger der abiotischen Komponenten diese Voraus-

setzungen erfüllen, kann allgemein bestimmt werden, dass alle Maß-

nahmen als Ersatzmaßnahmen für abiotische Komponenten geeignet 



- 51 - 

sind, die zur Aufwertung eines Wertträgers der abiotischen Kompo-

nenten führen. Entsprechendes gilt für die biotischen Komponenten. 

Sollten aus fachlicher Sicht, die genannten Voraussetzungen für alle 

Wertträger sowohl der abiotischen Komponenten als auch der bioti-

schen Komponenten bejaht werden, kann es beim Ergebnis des VG 

Berlin bleiben, dass alle Maßnahmen, die zu einer Aufwertung eines 

Wertträgers der abiotischen und/oder biotischen Komponenten füh-

ren, als Ersatzmaßnahmen für die abiotischen und biotischen Kompo-

nenten geeignet sind. Es ist sinnvoll, dies im Leitfaden zu begründen, 

um insoweit die naturschutzfachliche Einschätzungsprärogative wahr-

zunehmen, die eine gewisse Bindungswirkung für die Einzelfallent-

scheidungen hat.  

3. Ersatzmaßnahmen für Landschaftsbild/Erholung 

 Da Landschaftsbild/Erholung getrennt von der Leistungs- und Funktionsfä-

higkeit des Naturhaushalts zu beurteilen sind, kommen als Ersatzmaßnah-

men im Sinne von § 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG dafür nur solche Maßnah-

men in Betracht, die positive Auswirkungen auf die dem Landschaftsbild 

und der Erholung zuzuordnenden Wertebenen des Leitfadens haben.  

 Insoweit empfiehlt sich ein Vorgehen analog zu den Ersatzmaßnahmen für 

die Beeinträchtigungen der Funktionen des Naturhaushalts: Die Auflistung 

der Maßnahmetypen sollte darstellen, welche Maßnahmen welchen Effekt 

für welche dem Schutzgut Landschaftsbild/Erholung zugeordneten Wertträ-

ger haben. Sodann sollte bestimmt werden, welche dieser Wertträger un-

tereinander in Wechselbeziehung stehen und welche Wertträger die für eine 

Ersatzmaßnahme notwendigen ähnlichen Funktionen haben. Es könnte 

sein, dass beides für alle dem Schutzgut Landschaft/Erholung zuzuordnen-

den Wertträger zutrifft. Dies wäre fachlich zu prüfen und zu begründen.  

 

Prof. Dr. Dolde  

Rechtsanwalt 
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